
 
 

Seite 1 von 49 
 

Unternehmen von EU-Bürokratie entlasten und  
europäische Wettbewerbsfähigkeit stärken 

 
Teil I: Bürokratieabbau-Vorschläge auf EU-Ebene 

 

Bürokratische Norm Konkrete EU-Regelung Welche bürokratischen Belastungen 
entstehen durch die genannte Norm? 

Wie kann der Zweck der gesetzl. 
Regelung einfacher oder unbü-
rokratischer erreicht werden?  

Entlastungen 

Datenschutzgrundverord-
nung 

(EU) 2016/679 Im Erwägungsgrund 13 werden die be-
sonderen Bedürfnisse der KMU bei der 
Anwendung der DSGVO berücksichtigt. 
Dies hat sich in der Praxis jedoch noch 
nicht realisiert.   
 
Die in Art. 30 Abs. 5 DSGVO geregelte 
Ausnahme, nach der Unternehmen 
mit weniger als 250 Mitarbeitern kein 
Verzeichnis ihrer Verarbeitungstätig-
keiten führen müssen, wenn die Verar-
beitung kein Risiko für die Rechte und 
Freiheiten der betroffenen Personen 
birgt und die Verarbeitung nicht nur 
gelegentlich erfolgt, zeigt in der Praxis 
keine Wirkung.  
 
Der Begriff „nur gelegentlich“ ist inso-
weit weitgefasst und beinhaltet u. a. 
das Verfassen von E-Mails oder Ge-
haltsabrechnungen. Dadurch greift die 
Ausnahmeregelung in den meisten 
Fällen der betrieblichen Praxis nicht. 
 
Dokumentationspflichten entstehen 
auch bei Einwilligungen, Abschluss von 

Abhilfe schaffen könnten Klar-
stellungen der Begrifflichkeiten, 
damit diese gesetzliche Ausnah-
meregelung auch tatsächlich für 
die Kleinst- und Kleinunterneh-
men zur Anwendung kommt.  
 
Echte Erleichterungen müssten 
darüber hinaus in Form von Aus-
nahmeregelungen z. B. hinsicht-
lich der Informations-, Doku-
mentations- oder Nachweis-
pflichten erfolgen.  
 
Hilfreich wären auch verbindli-
che Checklisten für KMU, an de-
nen sich die Unternehmen orien-
tieren könnten.  

Eine Umsetzung der Vor-
schläge bietet mehr Rechts-
sicherheit und erleichtert 
damit die praktische Umset-
zung der Richtlinie.  
 
Ausnahmen für KMU bedeu-
ten eine Erleichterung für 
die Unternehmen, die relativ 
gesehen die größten Umset-
zungshürden haben.  
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Auftragsverarbeitungsverträgen mit 
Dienstleistern, Erstellung eines Ver-
zeichnisses von Verarbeitungstätigkei-
ten sowie Informationspflichten durch 
die Datenschutzerklärung und Aus-
kunftserteilung. 

A1-Bescheinigung § 106 SGB IV, Art 12 
der VO (EG) Nr. 
883/2004, EU-Entsen-
derichtlinie, AentG 
(EG) 987/2009 
 

Die Erstellung des A1-Zertifikats („cer-
tificate of applicable law“) ist ein zu-
sätzlicher Aufwand bei der Mitarbei-
tendenentsendung von meist mehr als 
20 Minuten pro Mitarbeitenden. Bei 
Dienstreisen von Personalverantwortli-
chen vergrößert sich dieser Bearbei-
tungszeitraum zusätzlich. Zudem ist 
die Bescheinigung für jede Dienstreise 
und alle reisenden Mitarbeitenden 
auszustellen. 
 
Konkret ist für jeden entsendeten Mit-
arbeitenden eine eigene A1-Bescheini-
gung mit Angabe der kompletten Ad-
resse aller Kunden bzw. Lieferanten 
anzugeben. Diese muss an die Kran-
kenkassen übermittelt werden, von 
den Krankenkassen wieder abgerufen, 
in den meisten Ländern ausgedruckt 
und dem Mitarbeitenden in Papier-
form ausgehändigt werden.  
 

Für eine unbürokratischere A1-
Bescheinigung sollte eine ein-
heitliche Auslegung der Richtli-
nie erfolgen und in jedem EU-
Mitgliedsland das Vorliegen ei-
ner digitalen Bescheinigung ge-
nügen. Für Arbeitnehmende, 
welche innerhalb einer kurzen 
Zeit oder regelmäßig Dienstrei-
sen in den gleichen EU-Mitglied-
staat durchführen, sollte eine 
länger gültige Bescheinigung 
ausgestellt werden. Denkbar 
wäre auch, dass eine A1-Be-
scheinigung nur bei Entsendun-
gen über einen längeren Zeit-
raum anfällt. 

Eine Umsetzung der Erleich-
terungen würde wesentlich 
zur Verwirklichung des EU-
Binnenmarktes beitragen.  
 
Außerdem könnten Unter-
nehmen nun auch kurzfristig 
grenzüberschreitende 
Dienstreisen durchführen. 
Das Volumen der Meldun-
gen würde sich erheblich re-
duzieren und eine Vielzahl 
von Papierbescheinigungen 
könnten eingespart werden. 
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Obwohl es in Deutschland seit dem  
1. Januar 2021 keine Pflicht zum Aus-
druck der Bescheinigung mehr gibt (§ 
106 SGB IV), empfehlen viele Betriebe 
ihren Beschäftigten aufgrund der un-
terschiedlichen Kontrollen in den EU-
Mitgliedstaaten, die A1-Bescheinigung 
bei Reisen in EU-Staaten doch ausge-
druckt mitzuführen.  
 
Hinzu kommen unterschiedliche Anfor-
derungen zum Vorlegen der Bescheini-
gung, die sich auch auf die Kontrolle 
durch die lokalen Behörden auswirken.  
 
Besonders bei sehr kurzfristigen Dienst-
reisen kann das notwendige Formular 
nicht rechtzeitig beantragt werden. 

Mitarbeiterentsendungs- 
richtlinie 

(EG) 96/71  
(EG) 2014/17 

Für Dienstreisen in das europäische 
Ausland müssen neben der A1-Be-
scheinigung zusätzliche länderspezifi-
sche Meldungen an die jeweiligen Be-
hörden der Länder getätigt werden. 
Diese sind manchmal in einem Portal 
möglich, manchmal per E-Mail oder 
sogar per Post zu erledigen. Die Infor-
mationen für eine richtige Meldung 
variieren. Zudem sind sehr unter-
schiedliche Daten in den Meldungen 

Für die Arbeitnehmendenent-
sendung sollten einheitliche, 
selbsterklärende und barriere-
freie Meldeportale zu Verfügung 
stehen, die auch auf Englisch 
ausgefüllt werden können und 
Schritt für Schritt durch den Pro-
zess führen. Ebenfalls wäre eine 
Harmonisierung in der EU von 
Meldepflichten bzw. den anzuge-
benden Datenpunkten 

Mit den Vorschlägen wird 
der administrative Aufwand 
einer Mitarbeitendenent-
sendung reduziert; die Er-
leichterungen wirken sich 
positiv auf das Funktionieren 
des Binnenmarktes aus. 
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anzugeben, wodurch „unnötiger“ Bü-
rokratieaufwand entsteht.  
 
Beispiele:  
In Frankreich müssen Unternehmen 
Unterlagen über die Qualifikationen 
der entsandten Arbeitnehmenden ein-
reichen, und zwar auf Französisch. In 
den Niederlanden muss grundsätzlich 
die Entsendung online gemeldet wer-
den, es sei denn, es geht um spezielle 
Tätigkeiten und diese dauern nicht län-
ger als 8 Tage. Italien wiederum for-
dert eine Kontaktstelle im Land für die 
Zeit der Entsendung von Mitarbeiten-
den. Auch die anzugebenden Daten 
unterscheiden sich.  

wünschenswert. Diese ange-
strebte Harmonisierung via 
bspw. einem digitalen Tool sollte 
dann für alle Mitgliedstaaten 
verbindlich in der Anwendung 
sein. 
 

Verpackungsrichtlinie (EU) 2018/852/ 
zur Änderung der 
Richtlinie (EG) 94/62 
über Verpackungen 
und Verpackungsab-
fälle (wird von der Ver-
packungsverordnung 
abgelöst werden s. u.) 

Die komplexe Verpackungsrichtlinie, 
die von den EU-Mitgliedstaaten unter-
schiedlich umgesetzt worden ist, ver-
ursacht hohe bürokratische Lasten 
und ist ein Handelshemmnis im EU-
Binnenmarkt (mittlerweile auch durch 
individuelle Kennzeichnungspflichten 
für Verpackungen in den EU-Ländern). 
Die Verpackungsrichtlinie ist zudem 
durch viele Detailregelungen geprägt, 
die konträr zum Ziel der Minimierung 
von Verpackungsabfällen stehen.   

Die Vorgaben der Verpackungs-
richtlinie sollten harmonisiert 
werden und auf Wechselwirkun-
gen zu den Verpackungsvorga-
ben bestimmter Produkte wie 
Medizinprodukten überprüft 
werden. 

Ein vereinfachter EU-Rechts-
akt entlastet im EU-Binnen-
markt aktive Unternehmen 
von „unnötiger“ Bürokratie.   
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Die Regelungen der Richtlinie er-
schweren bspw. die einfache Wieder-
verwendung von gebrauchten Verpa-
ckungen, Zeitungen. 

Den IHKs und AHKs sind in den zurück-
liegenden Monaten häufig Klagen von 
Unternehmen zugetragen worden, 
dass die Bestellung von Bevollmächtig-
ten zu unverhältnismäßig hohen Kos-
ten führe und die Unternehmen sich 
deshalb aus einzelnen Märkten zu-
rückziehen mussten. 
 
Unternehmen aus dem produzieren-
den Gewerbe berichten zudem, dass 
sie häufig bei Produktionsbeginn noch 
nicht wissen können, in welches Land 
die Produkte versendet werden. Eine 
länderspezifische Kennzeichnung mit 
Hinweisen in der Landessprache ist da-
her nicht während des Produktions-
prozesses möglich. 
 

Die Bestellung von Bevollmäch-
tigten sollte optional sein. So 
sollten Unternehmen wählen 
können, ob sie die Herstellerver-
antwortung selbst wahrnehmen 
oder diese übertragen wollen. 
Die Bestellung von Bevollmäch-
tigten sollte zudem europaweit 
einmalig, einfach und digital er-
folgen können.  
 
Zudem sollte der Rechtsakt 
grundlegend überprüft werden. 
Eine Vereinheitlichung der Kenn-
zeichnung wird von sehr vielen 
Unternehmen gefordert.   
 
Eine einfache Registrierung, die 
europaweit gültig ist, sollte er-
möglicht werden. Hersteller in 
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Beispiel:  
Die vorgeschriebene Meldung ist 
schwer umzusetzen und mit erhebli-
chen Zusatzkosten und Zeitaufwand zu 
bewältigen. Z. B. gibt es in Österreich 
eine pauschale Lösung, aber auch hier 
ist eine vom Notar beglaubigte Ur-
kunde nötig. Wenn eine solche Pflicht 
für jedes EU-Land eingeführt werden 
würde, würde der Erfüllungsaufwand 
weiter steigen – selbst, wenn nur ein 
Paket gesendet wird. 

Deutschland oder aus anderen 
EU-Ländern sollten eine Beteili-
gung an einem Entsorgungssys-
tem (z. B. Grüner Punkt) nur ein-
malig nachweisen müssen. Er-
strebenswert wäre daher die Lö-
sung über eine zentrale System-
beteiligung bzw. einen zentralen 
QR-Code. 

Verordnung  
über Verpackungen und 
Verpackungsabfälle   

Vorschlag für eine Ver-
ordnung  
COM (2022) 677 
Gesetzestext noch 
nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht 

 Die Vorgaben der Verpackungs-
richtlinie sollten harmonisiert 
werden und auf Wechselwirkun-
gen zu den Verpackungsvorga-
ben bestimmter Produkte wie 
Medizinprodukten überprüft 
werden. 

 

REACH-Verordnung (EG) 1907/2006 Die laufend aktualisierte, angepasste, 
erweiterte Chemikalienregulierung 
muss fortlaufend ressourcenaufwen-
dig überwacht und umgesetzt werden. 
Dies wirkt sich erheblich auf die Liefe-
rantenwahl, Produktentwicklung und 
den Vertrieb aus.  
 

Das Zulassungsverfahren sollte 
vereinfacht und die Informations-
anforderungen auf ein akzeptab-
leres Niveau angepasst werden.  
Weiterhin sollte mehr Gebrauch 
vom Beschränkungsverfahren 
mit allgemeinen und breit an-
wendbaren Ausnahmeregelun-
gen gemacht werden, statt mit 

Vereinfachung und Be-
schleunigung des Zulas-
sungsverfahrens, wodurch 
Ressourcen in den Betrieben 
eingespart werden.  
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Für manche Stoffe findet das Zulas-
sungsverfahren in einer Detailtiefe 
statt, die für Anwender wenig nach-
vollziehbar ist. Auch die lange Dauer 
des Verfahrens hat einen negativen 
Einfluss auf die Planungssicherheit 
und ist zudem personal- und kostenin-
tensiv. 

einzelnen Zulassungen pro An-
trag zu arbeiten. 
 
Bei der anstehenden Überarbei-
tung der REACH-Verordnung soll-
ten weitere Zusatzbelastungen 
vermieden werden. 

EU-Chemikalienverordnung 
CLP (Classification, Label-
ling and Packaging) 

(EG) 1272/2008  Der Import gefährlicher Stoffe in die 
EU muss aufgrund regelmäßig ange-
passter Regelungen fortlaufend res-
sourcenaufwendig überwacht werden. 
Es besteht erheblicher Einfluss auf die 
Lieferantenwahl, die Produktentwick-
lung und den Vertrieb. 

Wir schlagen vor, eine Bagatell-
grenze  festzulegen. Unterhalb 
dieser Grenze sollte ein Stoff/Ge-
misch nicht angemeldet werden 
müssen. 
 

Dies führt zu einer Entlas-
tung der Unternehmen un-
terhalb der Bagatellgrenze 
von der Berichtspflicht. 

Einwegkunststoffrichtlinie 
 

(EU) 2019/904 
über die Verringerung 
der Auswirkungen be-
stimmter Kunststoff-
produkte auf die Um-
welt 

Die Richtlinie zu Einwegkunststoffpro-
dukten wird national unterschiedlich 
umgesetzt. Für manche Produkte ist zu-
dem auf die gleichzeitige Erfüllung un-
terschiedlichster Regelungen zu achten, 
z. B. Einwegkunststoffgetränkebecher 
sind in Deutschland im VerpackG, in 
der Einwegkunststoffkennzeichnungs-
verordnung und im Einwegkunststoff-
fondgesetz bzw. der Einwegkunststoff-
fondverordnung  geregelt. 

Die Einwegkunststoffrichtlinie 
sollte daher grundlegend auf 
Wechselwirkungen von ähnli-
chen EU-Rechtsakten überprüft 
und anschließend aufeinander 
abgestimmt werden.   
 

Förderung der Rechtssicher-
heit für die Unternehmen. 
Einfachere Erfüllung der Vor-
gaben durch abgestimmte 
Rechtsakte.    
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Registrierungspflicht der 
Abfallrichtlinie 

(EG) 2008/98 
Abfallrichtlinie §16f 
Chemikaliengesetz 

Gem. Artikel 9 Abs. 2 hat die Europäi-
sche Chemikalienagentur zum 5. Ja-
nuar 2020 eine Datenbank für die ihr 
zu übermittelnden Daten (Absatz 1 
Buchstabe i) eingerichtet – die soge-
nannte „SCIP-Datenbank für Informati-
onen über besorgniserregende Stoffe 
in Erzeugnissen als solche oder kom-
plexen Gegenständen“. Im Rahmen 
der Abfallentsorgung soll dieses Regis-
ter ermöglichen zu erkennen, welche 
Stoffe wo enthalten sind. 
 
Entlang der Lieferkette müssen alle 
Hersteller ihre Produkte in der SCIP-
Datenbank registrieren, wenn die Er-
zeugnisse einen sogenannten „SVHC-
Stoff“ in einer Menge von mehr als 
0,1 Prozent enthalten. Betroffen sind 
also Hersteller eines Produkts, dessen 
Bestandteil ein „besonders besorgnis-
erregender Stoff“ ist. Dies ist z. B. für 
jedes Vorprodukt eines Autos –bis hin 
zur Dichtung – relevant, das einen sol-
chen „besorgniserregenden“ Stoff ent-
hält. Da in der gesamten Zerspanungs-
branche u. a. auch Blei als Legierungs-
element eingesetzt wird und Blei 
ebenfalls als SVHC-Stoff gilt, müssen 

Die Registrierungspflichten soll-
ten für die Unternehmen erleich-
tert werden, insbesondere für 
Unternehmen, die kundenspezi-
fische Erzeugnisse herstellen.  
 
Auf die Zulieferung von Informa-
tionspflichten innerhalb der Lie-
ferkette, die bereits durch Art 33 
REACH abgedeckt sind, sollte 
nach dem „Once-Only“-Prinzip 
verzichtet werden. 
 
 

Die Vorschläge führen zu ei-
ner Reduzierung von Kosten 
und Zeitaufwand. Zur glei-
chen Zeit kommt es so zu ei-
ner Vermeidung von der 
mehrfachen Lieferung glei-
cher Daten. 
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diese Unternehmen die gefertigten Er-
zeugnisse ebenfalls in der SCIP-Daten-
bank registrieren.   
 
Die einzutragenden Stoffe sind im Rah-
men der „REACH-Verordnung“ defi-
niert, der regelmäßig weitere Stoffar-
ten hinzugefügt werden. 
 
Viele Unternehmen fertigen zudem 
kundenspezifisch, d. h. diese können 
sich u. U. nicht auf bereits bestehende 
Registrierungen "berufen". Dadurch 
müssen die häufig komplexen Regist-
rierungen für jedes individuelle Er-
zeugnis vorgenommen werden. 
 
Auf die Datenbank haben zudem nicht 
nur Verbraucher, sondern auch Abfallbe-
handlungseinrichtungen Zugang. Für die 
Abfallwirtschaft bietet die Datenbank je-
doch einen relativ geringen Mehrwert. 

Kennzeichnung von 
Elektro- und Elektronik-
Altgeräten (WEEE) 
 

(EU) 2012/19 Neben der CE-Kennzeichnung wird bei 
Elektro- und Elektronikgeräten ein zu-
sätzlicher Hinweis für die Entsorgungs-
vorgaben von Geräten verlangt. Aller-
dings ist die EU-Richtlinie in jedem EU- 
bzw. Absatzland unterschiedlich umge-
setzt, wodurch die bürokratischen 

Eine Harmonisierung der ver-
schiedenen europäischen Sys-
teme oder gegenseitige Aner-
kennung von Entsorgungshinwei-
sen wäre ein guter Ansatz. Er-
gänzend dazu sollten sich 

Es kommt zu einer Reduzie-
rung von Kennzeichnungs-
pflichten. 
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Lasten durch die Kennzeichnungs-
pflicht im Binnenmarkthandel in der 
Praxis viel höher ausfallen.   
 
Der Erfüllungsaufwand der Kennzeich-
nung wird umso höher, je kleiner die 
Stückzahl der produzierten Elektroge-
räte ist. Für manche Geräte kann der 
Mehraufwand so hoch sein, dass sich 
Produktion bei geringen Stückzahlen 
nicht mehr rechnet. 
 
Aufgrund der unterschiedlichen Umset-
zung der nationalen Entsorgungsvorga-
ben von Altgeräten müssen sich Her-
steller von Elektrogeräten zudem in je-
dem Europäischen Land registrieren. 

Hersteller nur einmal in Europa 
registrieren müssen.   
 

Europäisches Produktregis-
ter für die Energiekenn-
zeichnung (EPREL) 
 
 

(EU) 2017/1369 zur 
Festlegung eines Rah-
mens für die Energie-
verbrauchskennzeich-
nung und zur Aufhe-
bung der  
Richtlinie (EU) 
2010/30 

In der Datenbank müssen alle energie-
verbrauchsrelevanten Produkte, die 
ein Energielabel tragen, registriert 
werden, bevor sie in Europa in Verkehr 
gebracht werden dürfen. Die Registrie-
rung in der EPREL-Datenbank ist sehr 
kompliziert und deshalb mit einem ho-
hen Aufwand verbunden. 

Für Unternehmen und speziell 
KMU, die lediglich in kleinen 
Stückzahlen produzieren, sollte 
eine Ausnahme von einer Regist-
rierungspflicht in der EPREL-Da-
tenbank geschaffen werden.   
 

Die Entlastung von kleinen 
und mittelständischen sowie 
Unternehmen mit geringen 
Produktionszahlen erlaubt 
eine Fokussierung auf das 
operative Geschäft und för-
dert damit das Wachstum 
des Unternehmens. 
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EU-Medizinproduktever-
ordnung (EU-MDR) 

Verordnung (EU) 
2017/745 

Die  Verlängerung der Übergangsfris-
ten gibt allen Beteiligten mehr Zeit. 
Insgesamt sind die Unternehmen den-
noch mit hohem bürokratischem Auf-
wand sowie mit Planungs- und Rechts-
unsicherheiten konfrontiert.  
 
Beispiele:  
Ein Hersteller vertreibt sterile Pipetten 
zur Einmalverwendung bereits seit 20 
Jahren millionenfach auf dem Markt. 
Für dieses einfache Produkt reichte bis-
lang ein Aktenordner für die techni-
sche Dokumentation. Mit den neuen 
Vorgaben ändert sich am Produkt 
nichts, aber für die Dokumentation 
sind nun zehn Aktenordner notwendig.  
 
Wiederverwendbare Produkte müssen 
mit einer komplexen Kennzeichnung 
(u. a. ein maschinenlesbarer Code) ver-
sehen werden. Das hat zur Folge, dass 
etwa in Kompressionsstrümpfen – die 
typischerweise nicht an andere Patien-
ten weitergegeben werden – die Kenn-
zeichnung aufwendig eingestickt wer-
den muss. Strümpfe können dann nur 
bedingt industriell vorgefertigt wer-
den. Serienware muss in die Hand 

Insgesamt sind rechtssichere 
Vereinfachungen notwendig – 
nicht nur für Produkte aller Risi-
koklassen, sondern im Speziellen 
auch für Nischenprodukte. 
Hierzu zählt auch, den Äquiva-
lenzvergleich wieder praxistaug-
lich – ohne vertragliche Regelun-
gen zwischen Wettbewerbern – 
möglich zu machen.  
 
Anforderungen an die Unterneh-
men müssen insgesamt rechtssi-
cher sowie verständlich und ein-
deutig formuliert sein. Zum Bei-
spiel bringen die komplexen Gui-
delines der Medical Device Coor-
dination Group in ihrer Vielzahl 
oft keine praktische Hilfestel-
lung, sondern weitere Rechtsun-
sicherheiten in der Umsetzung. 
 
Zudem sind  weitere Lösungen 
gerade für KMU nötig, die trotz 
großer Bemühungen keine Zerti-
fizierungsstelle finden, wie sie 
für die Zulassung ihrer Innovatio-
nen erforderlich wäre. 
. 

U.a. schnellere, weniger kos-
tenintensive Zertifizierungs-
verfahren sowie mehr be-
triebliche Ressourcen für In-
novationen. Davon profitiert 
nicht nur der Wirtschafts-
standort, sondern auch die 
Versorgungssicherheit der 
EU-Bürger im Gesundheits-
bereich.  
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genommen werden, um ein Label ein-
zubringen. 
 
Rollstuhlsonderanfertigungen, zum 
Beispiel für Personen mit stark ver-
krümmter Wirbelsäule, sind für die 
herstellenden Sanitätshäuser nun mit 
einem deutlich größeren Dokumentati-
onsaufwand verbunden. 

Taxonomie und Nachhaltig-
keitsberichterstattung (Cor-
porate Social Responsibility 
– CSRD) 

Delegierte Verordnun-
gen vom 27. Juni 2023 
zur Ergänzung der Ver-
ordnung 2020/852 zur 
EU-Taxonomie und 
vom 31. Juli 2023 zur 
Ergänzung der Richtli-
nie 2013/34/EU durch 
Standards für die 
Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung (ESRS) 
sowie Richtlinie (EU) 
2022/2464 
 

Die Delegierten Verordnungen zur EU-
Taxonomie und zur Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung erweitern die beste-
hende Sustainable Finance-Regulie-
rung deutlich und werden die Bürokra-
tiekosten der Unternehmen stark er-
höhen. Dabei ist der Nutzen durch 
eine Erleichterung der Finanzierung 
von nachhaltigen Investitionen für 
sehr viele Unternehmen, gerade für 
kleine und mittlere Unternehmen, 
fraglich. 
 
Die vorgelegten Verordnungen zur Be-
richterstattung auf Ebene der wirt-
schaftlichen Aktivitäten (EU-Taxono-
mie) wird mit vier weiteren Umwelt-
zielen deutlich ausgeweitet. Die Be-
richterstattung auf Ebene der Unter-
nehmen (European Sustainability 

EU-Taxonomie 
Schon die Vorgaben bei den ers-
ten beiden Umweltzielen der EU-
Taxonomie, die bereits anzuwen-
den sind, sind gerade für mittel-
ständisch geprägte Unterneh-
men nicht umsetzbar. Gerade die 
komplexen Anforderungen an 
die Do-No-Significant-Harm-Kri-
terien stellen hohe Hürden in 
der Finanzierung dar. Diese Hür-
den werden durch die weiteren 
Delegierten Verordnungen zur 
EU-Taxonomie noch höher. 
 
Die Ausgestaltung der Taxono-
mie orientiert sich an den Anfor-
derungen und Chancen an den 
Kapitalmärkten, die für diese Un-
ternehmen in der Regel keine 

Berücksichtigung der Aus-
wirkungen auf die Anforde-
rungen von berichtspflichti-
gen Unternehmen und nicht 
berichtspflichtigen KMU. Er-
hebungs- und Berichtsauf-
wand der direkt berichts-
pflichtigen und mittelbar be-
richtspflichtigen Unterneh-
men reduzieren.  
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Reporting Standards – ESRS) ist dabei 
nicht hinreichend konsistent mit der 
Taxonomie. Ähnliche Konsistenzprob-
leme gibt es auch mit weiteren Finanz-
marktregulierungen (z. B. Sustainable 
Finance Disclosure Regulation – SFDR, 
Capital Requirements Regulation – 
CRR). 
 
Beide Regulierungen umfassen bzw. er-
weitern den Anwendungsbereich auf 
mittelständisch geprägte Unternehmen 
(u. a. mit mehr als 250 Mitarbeiten-
den), die in der EU-Systematik aber be-
reits als „große“ Unternehmen gelten. 
Mittelständisch geprägte Unterneh-
men, die die Kriterien als großes Unter-
nehmen im Sinne der Rechnungsle-
gungsrichtlinie erfüllen, sind überwie-
gend keine international tätigen Groß-
unternehmen mit Erfahrung in der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung. Sie 
müssen jedoch künftig sehr umfangrei-
che Berichte nach umfangreichen 
Nachhaltigkeitsberichtsstandards er-
stellen. Diese geplante Berichterstat-
tung wird nicht nur mittelständisch ge-
prägte Unternehmen, die erstmalig ei-
nen Nachhaltigkeitsbericht erstellen 

große Rolle spielen. In vielen Un-
ternehmen, gerade wenn sie 
nicht kapitalmarktorientiert sind, 
fehlen bisher Strukturen und Ex-
pertise, um die Einhaltung der 
Anforderungen sicherzustellen. 
Viele Unternehmen werden von 
den neuen Regelungen deshalb 
überfordert sein. 
 
Die Diskussion zu den Klimazielen 
zeigt, dass die Transformation nur 
gelingen kann, wenn nicht von 
Beginn an festgelegt wird, welche 
Technologien den Wandel tragen 
sollen. Viele Technologien sind, 
speziell im Bereich Nachhaltig-
keit, noch nicht ausgereift. Nie-
mand kann vorhersagen, welche 
Technologien eine entscheidende 
Rolle spielen werden, deswegen 
sind präskriptive Festlegungen, 
wie sie in der Taxonomie vorge-
nommen werden, unangebracht. 
Nachhaltigkeitsberichterstattung 
Zur Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung nach der sog. Corporate 
Sustainability Reporting Directive 
(CSRD) bzw. den ESRS sind ab 
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müssen, überfordern, sondern auch 
größere, bereits heute berichtspflich-
tige Unternehmen. 
 
Durch die Berichtspflichten über die 
Wertschöpfungsketten der „großen“ 
Unternehmen hinweg werden zudem 
auch sehr viele noch kleinere Unter-
nehmen mit indirekten Berichtspflich-
ten konfrontiert sein (Trickle Down-Ef-
fekt). Die immer wieder geforderte 
Proportionalität der Berichtspflichten 
wurde leider noch nicht erreicht. 
 

dem Geschäftsjahr 2024 die bis-
her schon zur nicht finanziellen 
Berichterstattung verpflichteten 
Unternehmen und schon ab Ge-
schäftsjahr 2025 sehr viele mit-
telständisch geprägte Unterneh-
men verpflichtet. Für die große 
Mehrheit dieser Unternehmen 
ist der von CSRD und ESRS vorge-
sehene Berichtsumfang und des-
sen Granularität weiterhin nicht 
verhältnismäßig. Hier bedarf es 
aus überwiegender Sicht der 
Nachjustierung mit dem Ziel ver-
hältnismäßiger und praktikabler 
Nachhaltigkeitsberichtsstan-
dards. Auch ist eine Abstimmung 
mit weiteren europäischen Re-
gulierungen aus dem Green Deal 
bzw. der Sustainable Finance Re-
gulierung erforderlich. Dabei 
sind auch die Auswirkungen auf 
die nicht berichtspflichtigen Un-
ternehmen in der Wertschöp-
fungskette zu berücksichtigen 
und in die CSRD aufzunehmen, 
dass für die Wertschöpfungs-
kette nur Informationen nach ei-
nem praktikablen freiwilligen 
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Standard (vgl. Entwurf für ein 
VSME-Basismodul) von den be-
richtspflichtigen Unternehmen 
abgefragt werden müssen. 
 
Die Übergangsvorschriften hel-
fen nur in den ersten Jahren, re-
duzieren aber nicht den grund-
sätzlichen Umfang und den De-
tailgrad der Berichterstattung. 
Die unabhängig von der Wesent-
lichkeit zu berichtenden Inhalte 
werden reduziert. Allerdings ist 
die grundsätzlich vorzuneh-
mende Prüfung der Wesentlich-
keit für die vielen von den ESRS 
erfassten Themenaspekte for-
dernd – und der Aufwand und 
die Praktikabilität für die Unter-
nehmen im Moment nicht ab-
sehbar 
Zuliefererunternehmen müssen 
die unterschiedlichen umfangrei-
chen Informations- und Berichts-
anforderungen ihrer Geschäfts-
partner bewältigen – auch hier 
würden die Erleichterungen der 
ESRS für die Berichterstattung in 
der Wertschöpfungskette nur in 
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den ersten Jahren etwas helfen 
können. Der Umfang der Bericht-
erstattung stellt – auch im Ver-
gleich mit anderen Berichtsstan-
dards – die Wettbewerbsfähig-
keit der nach CSRD und ESRS be-
richtspflichtigen Unternehmen 
weiterhin in Frage. 
 
Unternehmen, die im Bereich 
Beratung, Prüfung und Nachhal-
tigkeit aktiv sind, und Unterneh-
men, die bisher bereits freiwillig 
berichten, sehen die ausgewei-
tete Berichtspflicht aus einer an-
deren, positiveren Perspektive. 
Die einen, da sie die Daten teil-
weise schon erhoben haben und 
einheitliche Standards die Be-
richterstattung vereinfachen kön-
nen, die anderen, da sich durch 
den Umfang und die Detailtiefe 
der Standards sowie die Prüf-
pflicht weitere Geschäftsfelder 
eröffnen. Die kritischen Töne in 
der Unternehmerschaft überwie-
gen jedoch deutlich. 
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Ein weiterer Ansatz ist die grund-
sätzliche Anhebung der Schwel-
lenwerte in der Rechnungsle-
gungsrichtlinie zur Definition der 
Unternehmensgrößen – über die 
inflationsbedingte Anpassung 
hinaus. 

Richtlinie zu unternehmeri-
schen Sorgfaltspflichten 
EU-Lieferkettengesetz 
(CSDDD) 

EU 2024/1760 In einer stufenweisen Anwendung  
wird das Gesetz Betriebe ab 1.000 Mit-
arbeitenden und mindestens 450 Milli-
onen Euro Umsatz verpflichten, men-
schenrechtliche und bestimmte um-
weltbezogene Risiken in ihren Wert-
schöpfungsketten zu ermitteln, Prä-
ventions- und Abhilfemaßnahmen zu 
ergreifen und darüber zu berichten. 
Die CSDDD geht in einigen Bereichen 
über das seit Januar 2023 geltende 
deutsche Lieferkettengesetz (LkSG) 
hinaus, insbesondere beziehen sich 
die Sorgfaltspflichten auf die  Wert-
schöpfungskette. 
 
 

Wichtig für den Abbau von Büro-
kratie ist es auch, keine weiteren 
Belastungen zu schaffen. Die 
CSDDD führt zu hohen administ-
rativen und finanziellen Belas-
tungen der Unternehmen. Auch 
KMU werden durch den Trickle-
Down-Effekt stark betroffen sein. 
Daher sollte eine möglichst bü-
rokratiearme und 1:1 Umsetzung 
angestrebt werden. 
 
 
 
Für die deutschen Unternehmen 
sollte das LkSG bis zur Einfüh-
rung der CSDDD ausgesetzt wer-
den. Bei der Umsetzung der 
CSDDD in deutsches Recht gilt 
es, die administrativen Lasten für 
Unternehmen im Vergleich zum 
LkSG abzubauen, z. B. durch den 

Mit der Aussetzung des LkSG 
bis zur Anwendung der 
CSDDD-Umsetzungsregelun-
gen würden deutsche Unter-
nehmen entlastet werden. 
Auch wären dadurch deut-
sche Unternehmen im EU-
Wettbewerb nicht schlechter 
gestellt als Unternehmen in 
EU-Ländern, die bisher keine 
Sorgfaltspflichten umsetzen 
müssen.  
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Fokus auf einen risikobasierten 
Ansatz. Die Bundesregierung 
sollte die LkSG-Umsetzungsvor-
gaben entschlacken, keine neuen 
bürokratischen Umsetzungsvor-
gaben erlassen sowie eine Posi-
tivliste für Staaten mit hohem 
Schutzniveau einführen. Es darf 
kein Gold-Plating bei der Umset-
zung geben. 

Offenlegung von Ertrag- 
steuerinformationen  

Richtlinie (EU) 
2021/2101 
 

Die Richtlinie (EU) 2021/2101 zur Än-
derung der Richtlinie 2013/34/EU 
(Rechnungslegungsrichtlinie) im Hin-
blick auf die Offenlegung von Informa-
tionen zur Ertragsbesteuerung durch 
bestimmte Unternehmen und Zweig-
niederlassungen musste bis zum 
22. Juni 2023 in nationales Recht um-
gesetzt werden (öffentliche länderbe-
zogene Berichterstattung). Mit der Än-
derungsrichtlinie soll sichergestellt 
werden, dass die ertragsteuerlichen 
Informationsberichte, die multinatio-
nale Konzerne gemäß den Anforderun-
gen der Richtlinie 2011/16/EU über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbe-
hörden im Bereich der Besteuerung 
und zur Aufhebung der Richtlinie 
77/799/EWG, ABl. L 64 vom 11.3.2011, 

Die Pflicht zur Offenlegung von 
relevanten Ertragsteuerinforma-
tionen gegenüber der Allgemein-
heit sollte im Rahmen der Über-
prüfung der EU-Kommission auf 
doppelte Berichtspflichten (25-
Prozent-Ziel) grundsätzlich über-
dacht werden. Zudem sollten 
das "steuerliche" und das "öf-
fentliche" CbCR einander so weit 
wie möglich angeglichen werden 
- einschließlich des Berichts-
punkts "zu zahlende Steuern, um 
die Berichtspflichten und die da-
raus resultierenden Belastungen 
zu reduzieren. 

Senkung der bürokratischen 
Belastung im Rahmen der 
Überprüfung des 25-Pro-
zent-Ziels der EU-Kommis-
sion.  
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S. 1, an die Steuerbehörden zu über-
mitteln haben, gleichzeitig auch an die 
jeweiligen Handelsregister übermittelt 
werden, so dass sie über diese Regis-
ter öffentlich zugänglich sind.  
 
Die im sogenannten „Ertragsteuerin-
formationsbericht“ (EIB) offenzulegen-
den Informationen stimmen zwar 
überwiegend mit den bereits bekann-
ten Angaben des steuerlichen CbCR 
überein, sie unterscheiden sich aber 
im Detail – z. B. in der für den Be-
richtszeitraum zu zahlenden Ertrags-
teuer (ohne latenten Steueraufwand 
und Rückstellungen für ungewisse 
Steuerverbindlichkeiten). 
 
Aufgrund der Komplexität der Ver-
pflichtung müssen viele Unternehmen 
zudem weitgehende Expertise einho-
len. Durch unreflektierte Fehleinschät-
zungen können Unternehmen letzt-
endlich leicht einen erheblichen Repu-
tationsverlust und damit auch einen 
wirtschaftlichen Schaden erleiden. 
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Austausch von Informatio-
nen im Bereich der Besteu-
erung bei meldepflichtigen 
grenzüber-schreitenden 
Vereinbarungen (DAC6) 
 

Richtlinie (EU) 
2018/882 

DAC6 verlangt die Meldung von grenz-
überschreitenden Steuervereinbarun-
gen, die mindestens ein oder mehrere 
bestimmte Merkmale (Kennzeichen) 
erfüllen und die entweder mehr als 
ein EU-Land oder ein EU-Land und ein 
Nicht-EU-Land betreffen. Die Meldung 
ist unabhängig davon fällig, ob die Ver-
einbarung nach nationalem Recht ge-
rechtfertigt ist.  
 
Allerdings enthält die DAC6-Richtlinie 
mehrere undefinierte und vage Be-
griffe (z. B. Kennzeichen „A1“, „A3“, 
„E2“, „E3“), was wiederum zu einer 
großen Unsicherheit bei der Anwen-
dung der Richtlinie führt:  
Insbesondere kann die weit gefasste 
Formulierung der DAC6-Richtlinie dazu 
führen, dass Meldepflichten auch für 
reguläre Geschäftstransaktionen gel-
ten. 
 
Die Belastung durch DAC6 lässt sich 
anhand der folgenden Zahlen belegen: 
Die Berichterstattung unter DAC6 ist 
seit dem 1. Juli 2020 verpflichtend. 
Seitdem sind beim Bundeszentralamt 
für Steuern rund 27.000 Meldungen 

Um die Unternehmen zu entlas-
ten, sind zumindest klarere  
Definitionen und Begriffe erfor-
derlich. Der Gesetzgeber und die 
Steuerverwaltung sollten sich 
bewusst sein, dass sie mit be-
wusst unklaren Formulierungen 
die Zahl der (potenziell) berichts-
pflichtigen Sachverhalte stark er-
höhen. 

Der Abbau von Rechtsunsi-
cherheiten vereinfacht die 
praktische Umsetzung der 
DAC6-Vorgaben. Die ermit-
telten Zahlen (24 von 
27.000) markieren ein deut-
liches Missverhältnis zwi-
schen Aufwand und Ertrag. 
Der EU-Gesetzgeber ist hier 
über das Ziel hinausgeschos-
sen. Er sollte seine Ambitio-
nen einerseits beschränken 
und andererseits vor allem 
vorerst keine neuen steuerli-
chen Berichtspflichten in 
diesem Bereich einführen. 
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eingegangen (Stand 31. März 2023). 
Ein rechtspolitischer Handlungsbedarf 
wurde bei insgesamt nur 24 grenz-
überschreitenden Steuergestaltungs-
modellen festgestellt. 

Stärkung der Anwendung 
des Grundsatzes des glei-
chen Entgelts für Männer 
und Frauen bei gleicher 
oder gleichwertiger Arbeit 
und Durchsetzungsmaß-
nahmen (Entgelttranspa-
renz – Pay Transparency) 

Richtlinie (EU) 
2023/970  

Art. 9 verpflichtet Unternehmen mit 
mehr als 100 Beschäftigten dazu, in-
tensiv über die Lohnstrukturen zu be-
richten, auch wenn sie Tarifverträge 
anwenden. 

Art. 9 sollte die Unternehmen 
mit weniger als 500 Arbeitneh-
menden ausnehmen.  
 

Anpassung der Ausnahmere-
gelung für die Anwendung 
im Mittelstand.  

Europäische Unterneh-
mensstatistik 

Verordnung (EU) 
2019/2152  

Für viele Unternehmerinnen und Un-
ternehmer, speziell aus kleinen und 
mittelständischen Betrieben, sind die 
Meldepflichten der amtlichen Statistik 
eine der größten Bürokratiebelastun-
gen im Alltag. Die derzeit in der Um-
setzung befindliche nationale Anhe-
bung der Meldeschwellen in der In-
trahandelsstatistik entlastet zwar viele 
meldepflichtigen Unternehmen, 
gleichwohl sind noch viele andere Sta-
tistiken nicht vollständig digitalisiert 
und können daher nicht automatisiert 
erfüllt werden.  

Fokus bei der Konzeption amtli-
cher Statistiken sollte auf Digita-
lisierung und Automatisierung 
liegen. Verwendet werden soll-
ten hauptsächlich Daten, die bei 
den Unternehmen digital vorlie-
gen. Dies fördert eine schnelle 
und effiziente Meldung und re-
duziert das Aufkommen von 
Rückfragen. Meldeschwellen 
sollten unter Berücksichtigung 
der Inflation regelmäßig angeho-
ben werden.  
 
Um Digitalisierungs- und Auto-
matisierungshürden zu 

Durch die Digitalisierung und 
Automatisierung wird der Er-
füllungsaufwand in der amt-
lichen Statistik bei Einhal-
tung von hoher Datenquali-
tät effektiv reduziert.  
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identifizieren, sollte die Europäi-
sche Kommission die Statistiken 
bspw. über einen Praxis-Check 
überprüfen. Dabei sind insbe-
sondere die Definitionen der von 
den Statistiken abzubildenden 
Merkmalen zu überprüfen. 
 
Um die Belastungen der In-
trahandelsstatistik, die als eine 
Statistik mit hoher Bürokratiebe-
lastung gilt, weiter zu senken, ist 
die Datenqualität des Mikroda-
tenaustauschs weiter zu verbes-
sern. Wenn das erreicht wird, 
kann das Statistische Bundesamt 
die Meldeschwellen weiter an-
heben, wodurch weniger Unter-
nehmen meldepflichtig sind. 

Onlinehandel-Informati-
onspflichten, u. a. aus Om-
nibus-RL im New Deal for 
Consumers 

Informationspflichten 
aus § 5b UWG, Art. 
244 ff EGBGB,  
§§ 312d-l BGB-An-
merkung: beruht auf 
EU-RL New Deal for 
Consumers 

Großer Zeit- und Kostenaufwand für 
vielfältige Informationspflichten, deren 
Mehrwert für den Käufer fraglich ist. 
Nicht eingerechnet sind die noch hin-
zukommenden Informations- und 
Kennzeichnungspflichten aus Spezial-
gesetzen (elektronische Geräte, Be-
kleidung, Kosmetik, ...) 

Reduzierung der verpflichtenden 
Angaben auf das zur Kaufabwick-
lung notwendige Minimum. Ein-
führung eines digitalen Produkt-
passes. 

Zeit- und Kostenersparnis, 
auch bei Verbraucherinnen 
und Verbrauchern.  
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Verbraucherrechterichtli-
nie 

(EU) 2011/83 Die Informationspflichten in Art. 5 und 
6 und die Unterscheidung zwischen 
Fernabsatzverträgen, d. h. außerhalb 
von Geschäftsräumen geschlossenen 
Verbraucherverträgen, und „allgemei-
nen“ Verbraucherverträgen verursa-
chen hohen Erfüllungsaufwand in den 
Betrieben. Die Informationspflichten 
erstrecken sich auch auf praxisferne 
Informationen: z. B. im Falle von Aus-
nahmen vom Widerrufsrecht die Infor-
mation, dass kein Widerrufsrecht be-
steht. Darüber hinaus gelten für Ver-
braucherverträge im Fernabsatz und 
außerhalb von Geschäftsräumen un-
terschiedliche Formvorschriften. 

Weitere Maßnahmen sind erfor-
derlich, um das Verbraucher-
recht praktikabler zu gestalten, 
ohne das Niveau des Verbrau-
cherschutzes abzusenken, z. B. 
um unverhältnismäßige Folgen 
einer nur formal unrichtigen Be-
lehrung über das Widerrufsrecht 
zu vermeiden, indem den Unter-
nehmen mehr Flexibilität und 
Spielraum bei der Gestaltung der 
Informationen eingeräumt wird. 
Darüber hinaus sollten die Infor-
mationspflichten und Formvor-
schriften für Fernabsatz- und au-
ßerhalb von Geschäftsräumen 
geschlossene Verträge gleich 
sein. 

Spielräume und Angleichung 
der Informationspflichten im 
Fernabsatz und außerhalb 
von Geschäftsräumen er-
leichtern den praktischen 
Umgang mit der Richtlinie.  

Lebensmittelinformationen 
zu Allergenen 

Verordnung (EU) 
1169/2011 Informa-
tions- und Dokumen-
tationspflichten in Art. 
9 und Art. 44 zur Aller-
genkennzeichnung 
auch bei loser Ware 
 

Im Gastgewerbe muss selbst bei einer 
mündlichen Information über die Al-
lergene auch eine schriftliche Informa-
tion vorliegen. Elektronische Hilfsmit-
tel, wie z. B. Registrierkassen, in denen 
die geforderten Informationen gespei-
chert sind, entsprechen nicht den ge-
setzlichen Anforderungen. 
 
Artikel 4 der Verordnung (EU) Nr. 
1169/2011 (2017/C 428/01) erlaubt 

Elektronische Informationen sind 
den schriftlichen Informationen 
gleichzustellen. Häufig wech-
selnde Gerichte (z. B. Tages-
menü) sollten von der Dokumen-
tation ausgenommen werden.  
 
Um den bürokratischen Aufwand 
zu verringern, sollte der in Klam-
mern gesetzte Teil von Absatz 30 
der Kommissionsmitteilung vom 

Die Möglichkeit zur mündli-
chen Information fördert 
den Kontakt zwischen Gast 
und Gaststätte. Zudem setzt 
die Maßnahme Anreize, kre-
ative Zusatzgerichte auf der 
Karte anzubieten. 
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zwar mündliche Informationen über Al-
lergene, aber Absatz 30 der Mitteilung 
der Kommission vom 13. Juli 2017 setzt 
die folgende Bedingung fest:  
„30. Die Mitgliedstaaten können wei-
terhin mit nationalen Vorschriften re-
geln, auf welche Weise die Angaben 
über Allergene in solchen Lebensmitteln 
bereitzustellen sind. Grundsätzlich kön-
nen Informationen über Allergene in je-
der Form bereitgestellt werden, die die 
Verbraucher in die Lage versetzt, eine 
fundierte Entscheidung zu treffen, bei-
spielsweise auf einem Etikett, über 
sonstiges Begleitmaterial oder in ande-
rer Form, auch über moderne technolo-
gische Mittel oder mündlich (d. h. nach-
prüfbare mündliche Information).“ 

13. Juli 2017 „(d.h. nachprüfbare 
mündliche Informationen)" ge-
strichen werden. Alternativ dazu 
sollte eine klarstellende Aus-
nahme für häufig wechselnde 
Gerichte (z. B. Tagesmenü) hin-
zugefügt werden. 

Verordnung über die Zulas-
sung als bekannter Versen-
der für Luftfracht bzw. zu-
gelassener Wirtschaftsbe-
teiligter im Rahmen der 
Zollabfertigung (AEO) 

(EU) 952/2013 Luftfahrzeuge dürfen nur mit Luft-
fracht beladen werden, die als sicher 
eingestuft wurde. Wenn ein Unterneh-
men als bekannter Versender zugelas-
sen ist, ist der Versand von Luftfracht 
möglich, ohne dass eine Sicherheits-
kontrolle, wie z. B. das Röntgen der 
Fracht, erforderlich wird. Der Status 
als zugelassener Wirtschaftsbeteiligter 
berechtigt wiederum zu Vergünstigun-
gen bei sicherheitsrelevanten 

Zusammenlegen von Sicherheits-
programmen bzw. Fragebögen 
von Zoll und LBA 

Reduzierung von Mehrfach-
meldungen und Vereinfa-
chungen im Rahmen der 
Zollanmeldung.  
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Zollkontrollen bzw. Vereinfachungen 
gemäß den Zollvorschriften.  
 
Zur Erlangung dieses Status bei Zoll 
und Luftfahrtbundesamt (LBA) ist der 
bürokratische Aufwand jedoch verhält-
nismäßig hoch. So müssen Sicherheits-
programme bzw. Fragebögen immer 
wieder neu ausgefüllt werden, obwohl 
sich die Sachlage nicht ändert (mind. 
1x im Jahr). Darüber hinaus werden 
neue oder immer höhere Anforderun-
gen für die Erlangung des Status ge-
stellt. Außerdem werden viele sicher-
heitsrelevante Aufgaben auf Firmen 
umgelegt. 

Carbon border adjustment 
mechanism (CBAM) 

Verordnung (EU) 
2023/956 
 

CBAM-Meldepflichten beinhalten 
hochkomplexe Berechnungs- und 
Nachweismethoden. Sie greifen auch 
bei geringem Sendungswert, bei gerin-
gen jährlichen Importmengen. Ähnli-
che Waren, die in vielen Varianten, 
aber geringer Menge eingeführt wer-
den (z. B. Schrauben) können nicht zu-
sammengefasst werden. Die Verwen-
dung von Standardwerten ist be-
grenzt, obwohl die erforderlichen Da-
ten zu Emissionen auch den Lieferan-
ten nicht vorliegen.  

Vereinfachung der Verfahren, 
Einführung von Bagatellgrenzen 
sowohl im Hinblick auf das jährli-
che/quartalsweise Importvolu-
men als auch die Zusammenfas-
sung ähnlicher Artikel bei gerin-
gen Mengen. Es ist unnötig auf-
wendig, bei einer Importsen-
dung mit 50 Warenpositionen 
alle Daten einzeln anzugeben, 
sofern es sich um Mengen mit 
wenigen Kilogramm handelt. Au-
ßerdem liegen die Daten oft 

Der bisherige Entwurf der 
CBAM-Durchführungsver-
ordnung berücksichtigt we-
der, dass Informationen 
nicht vorhanden sind, noch 
dass die Meldung geringer 
Mengen (beispielsweise ver-
schiedener Schraubenarten) 
unverhältnismäßig aufwen-
dig bzw. nicht leistbar ist. 
Hier muss dringend nachge-
bessert werden. Entlastung 
insbes. von KMU. 
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nicht vor, weil die Waren über 
Händler bezogen werden bzw. 
der Lieferant über diese Informa-
tionen nicht verfügt. In diesen 
Fällen müssen dauerhaft Stan-
dardwerte verwendet werden 
können oder es kann auf die 
Meldung dieser Positionen ganz 
verzichtet werden. Zudem sollte 
die EU-Kommission rasch ein 
CBAM-Self Assessment Tool für 
Unternehmen erstellen. 

Entwaldungsfreie Lieferket-
ten (EUDR) 

(EU) 2023/1115 Die EU „Deforestation Regulation“ 
über entwaldungsfreie Lieferketten re-
gelt, dass bestimmte Rohstoffe wie 
Soja, Rinder, Palmöl, Holz, Kakao, Kaf-
fee, Kautschuk und deren Erzeugnisse 
nur dann in den Unionsmarkt ein-, 
ausgeführt oder darauf bereitgestellt 
werden dürfen, wenn diese nicht mit 
Entwaldung und Waldschädigung in 
Verbindung stehen. Durch die EUDR 
kommen auf Unternehmen zusätzliche 
Sorgfaltspflichten, Informationsanfor-
derungen, und Risikobewertungen  
in der Lieferkette zu.  
Die Informationsanforderungen für 
betroffene Unternehmen sind enorm 
hoch. Dass auch nachgelagerte 

Um die komplexen Anforderun-
gen der Verordnung umsetzen zu 
können, sind umfangreiche Un-
terstützungsmaßnahmen erfor-
derlich. Hieran mangelt es bis-
her. Die FAQs beantworten viele 
der häufig gestellten Fragen 
nicht, das IT-Tool und die Katego-
risierung von Ländern nach Ent-
waldungsrisiko kommen mit 
nicht ausreichend Vorlaufzeit.  

Um einen unvorbereiteten 

und missglückten Geltungs-

beginn zu vermeiden, appel-

liert die gewerbliche Wirt-

schaft, den Geltungsbeginn 

der Verordnung um mindes-

tens 6 Monate zu verschie-

ben. 
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Marktteilnehmer und Händler entlang 
der Lieferketten nach der Einfuhr in 
die EU Sorgfaltserklärungen abgeben 
müssen, ist eine enorme Belastung für 
Unternehmen.  
Die extraterritoriale Dimension der 
EUDR ist weitreichend, sodass auch 
Drittstaaten zunehmend Bedenken äu-
ßern, dass Wirtschaftsakteure dort die 
Anforderungen nicht umsetzen kön-
nen. 
 

EU Trader Portal 
 

Verordnung (EU) 
2015/2447 Anhang A 
 

Unternehmen sind verpflichtet, An-
träge auf bestimmte zollrechtliche Be-
willigungen über das EU-Trader-Portal 
zu stellen. Allerdings ist die Navigation 
auf dem Portal und die Erfassung der 
Daten nicht selbsterklärend. Zudem 
wird keinerlei Hilfestellung geboten.  

Die Nutzerfreundlichkeit sollte 
erhöht werden. Beispielsweise 
sollte die Annahme von Ände-
rungsanträgen durch die Behör-
den mit einem Annahmedatum 
abgebildet werden. Es sollte ins-
besondere ermöglicht werden, 
mehrere Änderungsanträge zu 
stellen, da derzeit die Entschei-
dung über den laufenden Antrag 
abgewartet werden muss, bevor 
ein weiterer Änderungsantrag 
eingereicht werden kann. 

Der Zeitaufwand für die An-
tragstellung und die Fehler-
quote wird merklich ge-
senkt. Außerdem reduzieren 
sich mehrmonatige Verzöge-
rungen bei der Antragstel-
lung.  
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Verbindliche Zolltarifaus-
künfte (vZTA)/binding tariff 
information (BTI) 
 

Art. 15 UZK 
Verordnung (EU) 
952/2013 (Korrektur 
von Zollanmeldungen 
und Retouren eCom-
merce) 
 

Art. 15 UZK sieht eine Verpflichtung 
zur vollständigen und korrekten Zoll-
anmeldung vor. In vielen Fällen, spezi-
ell bei Kleinsendungen, Mustersen-
dungen, Rückwaren- und Reparatur-
sendungen, die an der Grenze beim 
Eingang der Waren abgefertigt wer-
den, ist die Datenlage schwierig und 
diese Anforderung nur mit sehr erheb-
lichem Aufwand zu erfüllen.  
 
Im eCommerce liegen sämtliche Sen-
dungsdaten zum Zeitpunkt des Grenz-
übertritts vor, gleichzeitig kann erst 
nach der Öffnung des Pakets entschie-
den werden, was sich tatsächlich darin 
befindet und in welchem Zustand die 
Ware ist.  
 
Die Abwicklung von Retouren sollte 
ein Anwendungsfeld der im UZK vor-
gesehenen Selbstveranlagung sein. 
Dies würde den gigantischen Aufwand 
von Wirtschaft und Zoll in diesem Be-
reich schnell reduzieren. 

Korrekturen von Zollanmeldun-
gen sollten unterbleiben können, 
falls es keine Auswirkungen auf 
den Zollsatz bzw. den Zollbetrag 
gibt und keine Verbote und Be-
schränkungen betroffen sind. 
Diese Option sollten zumindest 
AEO-Bewilligungsinhaber erhal-
ten. Ggf. kann diese Vorgehens-
weise mit einem Guidance-Do-
kument der EU geregelt werden. 
Vertrauenswürdige Unterneh-
men (AEO) sollten auf Basis ihrer 
Sendungsdaten Retouren wei-
testgehend selbst abfertigen 
können. 

Der bürokratische Aufwand 
für die Korrektur von Zollan-
meldungen bei den genann-
ten Sonderfällen mit schwa-
cher Datenlage ist erheblich. 
Die Korrektur selbst wäre 
entbehrlich, sofern Zölle und 
Verbote und Beschränkun-
gen nicht betroffen sind. 
Vertrauenswürdigen Unter-
nehmen (AEOs) sollte diese 
Option in jedem Fall zur Ver-
fügung gestellt werden. 
 
Bürokratische Entlastung 
von unkritischen Sendungen: 
Da es sich um Retouren han-
delt, besteht weder ein Ab-
gabenrisiko noch ein Risiko 
des Verstoßes gegen Verbote 
und Beschränkungen. 

Art. 22-27 UZK  
 

Verbindliche Zolltarifauskünfte (VZTA) 
sind wichtige Instrumente für eine ein-
heitliche Verzollung innerhalb der EU. 
Die Vorgehensweise der 

Innerhalb eines Konzernverbun-
des erteilte VZTAen sollten für 
alle Konzerngesellschaften ver-
bindlich angewendet werden 

Eine Klärung unterschiedlich 
ausgelegter Zolltarifaus-
künfte hebt die Rechtssi-
cherheit und die Umsetzung 
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Zollverwaltungen ist aber uneinheit-
lich, VZTAen anderer Mitgliedsstaaten 
werden häufig nicht anerkannt. Sie 
gelten für den Antragsteller, aber nicht 
für verbundene Unternehmen inner-
halb eines Konzernverbundes oder un-
terschiedlicher Landesgesellschaften. 
Damit kommt es zu einer widersprüch-
lichen Handhabung innerhalb der EU 
und zu praktischen Hürden für die be-
triebliche Praxis. 

können, nicht nur von der einzel-
nen Konzerngesellschaft. In ei-
nem anderen Mitgliedsstaat er-
teilte VZTAen sollten daher von 
allen EU-Zollverwaltungen aner-
kannt werden. Falls dies nicht er-
folgt, sollte das Unternehmen 
eine klärende Stelle (ggf. bei der 
DG TAXUD) anrufen können. Falls 
nationale Zollverwaltungen mit 
der VZTA anderer Mitgliedsstaa-
ten nicht einverstanden sind, 
sollten diese ebenfalls die klä-
rende Stelle anrufen können. Die 
VZTA selbst muss aber bis zu ei-
ner Klärung bestandskräftig blei-
ben. Entlang der Lieferkette soll-
ten sich auch Händler auf beste-
hende VZTAen des Herstellers 
beziehen können. 

des UZK. Außerdem wird ein 
Beitrag zum internationalen 
Handel geleistet. 
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Art. 88 UZK-DA (Zoll-
schuld Bagatellgren-
zen) 

Art. 88 UZK-DA sieht vor, dass die Zoll-
verwaltung auf die Mitteilung der ent-
standenen Zollschuld verzichten kann, 
wenn der Einfuhr- oder Ausfuhrabga-
benbetrag unter 10 Euro liegt. Dieser 
Betrag ist seit vielen Jahren unverän-
dert und zudem nur eine Kann-Vor-
schrift für den Zoll. Eine Entlastung der 
Unternehmen findet daher nicht statt.   

Dieser seit Jahren unveränderte 
Betrag sollte auf 20 Euro angeho-
ben werden. Außerdem sollte 
diese Regelung dahingehend mo-
difiziert werden, dass Unterneh-
men auf eine Mitteilung der not-
wendigen Änderung an den Zoll 
verzichten können, wenn der Ab-
gabenbetrag (nach Prüfung durch 
das Unternehmen) unter der ge-
nannten Grenze liegt. Dies kann 
an den Status „Vertrauenswür-
dige Unternehmen“ (AEO-Status) 
geknüpft werden. 

Die Anhebung der Bagatell-
grenze entlastet Unterneh-
men und Verwaltung. Außer-
dem kann dies ein Einstieg in 
die im UZK vorgesehene 
Selbstveranlagung sein und 
ein Vorteil für Unternehmen 
mit AEO-Bewilligung. 

Artikel 136 Absatz 1 
Buchstabe j UZK-DA 
(Umschließungen, 
Konkludente Zollan-
meldung) 

Die erst jüngst eingefügte Regelung, 
dass Umschließungen konkludent an-
gemeldet werden können, ist grund-
sätzlich positiv. Allerdings wird die An-
wendbarkeit der Maßnahme durch die 
Vorgabe „unauslöschlicher, nicht ab-
nehmbarer Zeichen zur Identifizie-
rung“ deutlich eingeschränkt. Für die 
betriebliche Praxis entstehen durch 
die Vorgabe Rechtsunsicherheiten, da 
unklar ist, was darunter verstanden 
wird bzw. was erforderlich ist.   

Daher sollte die Vorgabe gestri-
chen werden, da kein Miss-
brauchsrisiko erkennbar ist. Al-
ternativ sollte dringend klarge-
stellt werden, dass Logos, Se-
riennummern oder beliebige 
Merkmale, anhand derer die Be-
teiligten ihre Umschließungen 
identifizieren, ausreichend sind, 
um diese Vorgabe zu erfüllen.    
 

Eine in der Praxis anwend-
bare Regelung entlastet die 
Zollbehörden sowie die Un-
ternehmen. 
 

Datenfelder Anhang B 
UZK-DA 

Immer wieder werden neue Pflichtda-
tenfelder bei Releasewechseln gene-
riert. Diese sorgen regelmäßig für 

Es sollten grundsätzlich nur er-
forderliche Daten in einer Zollan-
meldung verlangt werden. Da es 

Eine Lösung im konkreten 
Fall liegt darin, dass die Da-
tenfelder von Pflichtfeldern 



 
 

Seite 31 von 49 
 

Unternehmen von EU-Bürokratie entlasten und  
europäische Wettbewerbsfähigkeit stärken 

Bürokratische Norm Konkrete EU-Regelung Welche bürokratischen Belastungen 
entstehen durch die genannte Norm? 

Wie kann der Zweck der gesetzl. 
Regelung einfacher oder unbü-
rokratischer erreicht werden?  

Entlastungen 

(Datenerfordernisse 
bei Zollanmeldungen) 

einen erheblichen zusätzlichen Auf-
wand in der Wirtschaft.  
 
Beispiel:  
Ausfuhrverfahren AES 3.0, Pflichtan-
gabe des Kennzeichens abgehenden 
und grenzüberschreitenden Beförde-
rungsmittels sowie des Beförderers.  
 
Das Kennzeichen des abgehenden Be-
förderungsmittels ist im Regelfall zum 
Zeitpunkt der Abgabe der Zollanmel-
dung in Deutschland nicht bekannt. 
Außerdem scheint es rechtlich kein 
Pflichtfeld zu sein, technisch muss das 
Feld aber ausgefüllt werden. Das 
Kennzeichen des grenzüberschreiten-
den Beförderungsmittels ist ohnehin 
unbekannt. Es ist kein Mehrwert die-
ser Angaben erkennbar, sie führen 
aber zu erheblichen technischen Um-
stellungen in den Unternehmen. Auch 
der Beförderer ist oft unbekannt 
(EXW/FCA).  

den Zollverwaltungen oft nicht 
klar ist, welchen Aufwand sie mit 
zusätzlichen Datenanforderun-
gen auslösen, sollten neue An-
forderungen mit Unternehmen 
bzw. Wirtschaftsverbänden be-
sprochen werden. Es ist zu be-
rücksichtigen, dass die Auswir-
kungen in den einzelnen Mit-
gliedsstaaten unterschiedlich 
sein können.  
 
Beispiel:  
Kennzeichen scheinen in 
Deutschland ein Problem darzu-
stellen, weil die Zollanmeldung 
vom Ausführer erstellt wird. In 
Frankreich dürfte das Problem 
geringer sein, da die Zollanmel-
dung dort vom Spediteur erstellt 
wird, dieser kennt seine Kennzei-
chen. 
 

zu optionalen Feldern umge-
stellt werden. 
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Entwurf Anhang 22-15 
UZK-IA (Neufassung 
Lieferantenerklärun-
gen) 
 

Lieferantenerklärungen gehören zu 
den am häufigsten genutzten Zolldo-
kumenten innerhalb der EU. Ohne sie 
können Handelsabkommen nicht ge-
nutzt werden. Lieferantenerklärungen 
müssen so gestaltet sein, dass sie ent-
lang der Lieferkette von Unternehmen 
unterschiedlicher Größen einfach aus-
gestellt werden können. Die Neufas-
sung des Anhangs 22-15 UZK-IA ver-
folgt das Ziel, einen Datensatz festzu-
legen, damit Lieferantenerklärungen 
elektronisch ausgetauscht werden 
können. Dies ist absolut richtig. Aller-
dings werden gleichzeitig zahlreiche 
zusätzliche Angaben verlangt und die 
bestehenden Schwierigkeiten für Wa-
ren ohne präferenziellen Ursprung 
nicht beseitigt. In der jetzigen Fassung 
führt der Anhang 22-15 UZK-IA zu grö-
ßeren Problemen als bislang und wird 
die Nutzbarkeit von Handelsabkom-
men einschränken.   

Zahlreiche der vorgesehenen Da-
ten in Anhang 22-15 sollten nur 
optional sein (EORI, Zollstelle, 
Kumulation, buchmäßige Tren-
nung). Gleichartige Daten sollten 
auf Ebene der Erklärung abgege-
ben werden können und nicht 
auf Ebene der einzelnen Artikel 
wiederholt abgegeben werden 
müssen. Für Waren ohne präfe-
renziellen Ursprung sollten alter-
nativ zu Lieferantenerklärungen 
Aussagen auf Handelsdokumen-
ten ausreichend sein. Die Über-
arbeitung sollte unter Einbezie-
hung der betroffenen Wirtschaft 
stattfinden.   

Die Möglichkeit des digitalen 
Informationsaustauschs ist 
überfällig und wichtig. Sie 
wird den bisherigen Auf-
wand erheblich reduzieren. 
Sie muss sehr sorgfältig und 
unter Einbeziehung der Wirt-
schaft erfolgen. 
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Handelsabkommen, Wert-
schwelle Ursprungserklä-
rung 

EU-Handelsabkom-
men, Auffangregelung 
in UZK-IA   

Für Sendungen, die präferenzberech-
tigte Ware bis zu einem Wert von 
6.000 Euro enthalten, kann die Ur-
sprungserklärung ohne besondere Be-
willigung abgegeben werden (REX/Er-
mächtigter Ausführer). Diese Regelung 
ist eine Voraussetzung dafür, dass alle 
Unternehmen, auch ohne Bewilligung, 
zumindest für Sendungen mit geringe-
rem Wert Handelsabkommen nutzen 
können. Allerdings ist die Wert-
schwelle mehrere Jahrzehnte alt und 
daher inzwischen zu niedrig.   

Die Wertschwelle sollte auf min-
destens 10.000 Euro oder mehr 
angehoben werden. Es sollte 
eine entsprechende Auffangre-
gelung im UZK-IA für Abkommen 
geben, in denen bisher keine 
Wertschwelle enthalten ist. In 
zukünftigen Abkommen könnte 
somit auf diese Wertschwellen 
verzichtet und die UZK-IA-Werte-
schwellen in regelmäßig ange-
passter Form genutzt werden.   

Unternehmen mit wenigen 
Exporten verfügen häufig 
nicht über Bewilligungen als 
REX oder Ermächtigter Aus-
führer. Diese Unternehmen 
können Handelsabkommen 
nur bis zur Wertschwelle 
nutzen. Die Nutzung von 
Handelsabkommen sollte 
aber nicht allein von dieser 
Beschränkung abhängen. 

EU-Zolltarif Durchführungsverord-
nung (EU) 2022/1998 
zur 
Änderung des An-
hangs I der Verord-
nung (EWG) Nr. 
2658/87 über die zoll-
tarifliche und statisti-
sche Nomenklatur so-
wie den Gemeinsamen 
Zolltarif 

Der Gemeinsame Zolltarif enthält sehr 
viele ausdifferenzierte Warennum-
mern (Kombinierte Nomenklatur) und 
sehr heterogene Zoll-sätze auch für 
technisch verwandte Waren innerhalb 
eines Kapitels. Je mehr Warennum-
mern und je mehr Zoll-sätze es gibt, 
desto höher ist der Pflegeaufwand für 
die Stammdaten in Unternehmen, die 
Wahrscheinlichkeit von Arbeitsfehlern 
steigt und der Überwachungsaufwand 
für Unternehmen und Zoll nimmt zu.  
 
Auch weil in Einzelfällen ein Betrugsri-
siko besteht. Zusätzlich steigt der Be-
darf an Absicherung in Form 

Die Zahl der Warennummern 
(Kombinierte Nomenklatur) 
sollte reduziert werden, zumin-
dest ab Kapitel 25 des Zolltarifs. 
Zollsätze sollten geclustert, 
Nachkommastellen gestrichen 
und Bagatellzollsätze unter 2 
Prozent abgeschafft werden.  
 
Die Anpassung des Gemeinsa-
men Zolltarifs in Großbritannien 
nach dem Brexit oder der Vor-
schlag der Buckets in der EU-
Zollreform kann hierfür eine 
Blaupause sein.   

Die Bereinigung des Tarifs 
hinsichtlich Anzahl der Wa-
rennummern und der Zoll-
sätze führt zu einer deutli-
chen Reduktion von Folge-
problemen.   
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verbindlicher Zolltarifauskünfte. Diese 
fallen wiederum bei mehr Einreihungs-
möglichkeiten unterschiedlicher aus. 
 
Beispiel:  
Kapitel 85: 25 unterschiedliche Zolls-
ätze zwischen Null und 14 Prozent, teil-
weise in kleinsten Abstufungen (bei-
spielsweise 2,0%; 2,1%; 2,2%; 2,6%; 
2,7%).  

Trade facilitation Agree-
ment/EU-Zolltarif und Co-
dierungen 

TFA / EU-Zolltarif Art. 
2 
 

Täglich können Änderungen in der EU 
in Bezug auf Warennummern oder Co-
dierungen bei den Zollanmeldungen in 
Kraft treten. Normalerweise ist kein 
sofortiger Handlungsbedarf gegeben, 
d. h. die Änderungen könnten genauso 
gut gebündelt beispielsweise zum Ers-
ten eines Monats in Kraft treten – mit 
einer Vorlaufzeit, damit sich Unterneh-
men auf Änderungen einstellen kön-
nen.  

Die EU sollte Änderungen im Ein-
klang mit dem Trade Facilitation 
Agreement mit ausreichendem 
Vorlauf nachvollziehbar ankündi-
gen, sie nur zu festen Terminen 
einführen, wie beispielweise 
dem Ersten eines Monats. Das ist 
auch in vielen Ländern die übli-
che Praxis.  
 
Größere planbare Anpassungen, 
wie Änderungen auf Basis des 
Harmonisierten Systems, müssen 
mindestens einen Monat vor In-
krafttreten in maschinenlesbarer 
Form veröffentlicht werden und 
nicht, wie bei der letzten HS-Um-
stellung im Jahr 2022, teilweise 
erst nachträglich im Januar.  

Die täglichen und häufig 
nicht direkt an die Nutzen-
den kommunizierten Ände-
rungen führen regelmäßig zu 
Verzögerungen und Störun-
gen bei der Zollabfertigung 
sowie zu unnötig hohen In-
formationskosten.  
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Neben den unmittelbaren Zoll-
vorschriften sollten auch Rege-
lungen mit Auswirkungen auf die 
Zollabfertigung (CBAM, Defo-
restation, …) nur zu diesen fes-
ten Terminen in Kraft treten. 

Reparatursendungen zoll-
frei 
 

Trade and Cooperation 
Agreement EU-GB, 
Art. 24 
(Ausgebesserte Wa-
ren) 

Artikel 24 TCA verbietet in Reparatur-
verkehren die Erhebung von Zöllen, 
unabhängig vom Ursprung der zu re-
parierenden/reparierten Ware. Das ist 
grundsätzlich eine gute Idee, die gene-
rell eingeführt werden sollte, unab-
hängig von Handelsabkommen. Aller-
dings ist die praktische Anwendung 
der Regelung durch die Vorgabe, dass 
in der EU eine aktive bzw. eine passive 
Veredelung angemeldet werden muss, 
gehemmt. Das wäre auch ohne diese 
Regelung im Abkommen möglich, der 
Vorteil reduziert sich auf die entfallen-
den Differenzzölle im Fall der passiven 
Veredelung. 

Reparatursendungen sollten ge-
nerell erleichtert und zollfrei ge-
stellt werden. Reparatursendun-
gen sollten zum zollrechtlich 
freien Verkehr angemeldet wer-
den. Die Zollbefreiung sollte 
durch Anmeldung eines Präfe-
renzcodes (analog bei Ur-
sprungs- oder Freiverkehrspräfe-
renzen) in der Zollanmeldung er-
folgen. Alternativ könnte die Ver-
ordnung (EG) 1189/2009 ergänzt 
werden. 

Die Abwicklung von Repara-
tursendungen ist bislang 
sehr aufwendig, auch weil 
der Wert der zu reparieren-
den Waren kaum festgestellt 
werden kann. Erleichterte 
Abfertigung vereinfacht den 
Kundenservice und die Wett-
bewerbsfähigkeit von EU-
Unternehmen.   

A.TR durch Eigenerklärung 
ersetzen 
 

Zollunion EU-Türkei Der Freiverkehrsnachweis A.TR in der 
Zollunion EU-Türkei ist eines der letz-
ten vorgeschriebenen Papierdoku-
mente. Die tatsächliche Aussagekraft 
ist gering, der Aufwand für Unterneh-
men und Zoll relativ hoch, zumal es 

Sobald die Weiterentwicklung 
der Zollunion EU-Türkei angegan-
gen werden kann, sollte die A.TR 
generell durch eine Eigenerklä-
rung des exportierenden Unter-
nehmens (Freiverkehrserklä-
rung) auf einem 

Die Beschaffung des Formu-
lars, das Ausfüllen und Ab-
fertigen beim Zollamt ist auf-
wendig. Durch eine analoge 
Handhabung einer Freiver-
kehrserklärung werden Un-
ternehmen und Zoll von 
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keine Bagatellgrenze für den Wert der 
Sendung gibt.   
 

Handelsdokument ersetzt wer-
den – entsprechend der Vorge-
hensweise in EU-Handelsabkom-
men. Auf jeden Fall sollte diese 
Erklärung für Sendungen bis zu 
10.000 Euro möglich sein. Bei 
Sendungen über dieser Wert-
schwelle sollten vertrauenswür-
dige Unternehmen (AEO) und 
Bewilligungsinhaber im Bereich 
des präferenziellen Ursprungs 
(REX/Ermächtigter Ausführer) 
diese Erklärung ohne Wert-
schwelle abgeben können. Bei 
Unternehmen ohne derartige 
Bewilligungen können die Sen-
dungen über der Wertschwelle 
durch eine Zollstelle bestätigt 
werden.   

Routinetätigkeiten entlastet. 
Auch Unternehmen ohne 
entsprechende Bewilligung 
erhalten eine gewisse Ent-
lastung. 

NIS-II Richtlinie (RL über 
ein hohes gern. Maß an Cy-
bersicherheit) 

(EU) 2022/2555 Die NIS-2-Richtlinie bildet die Grund-
lage für Maßnahmen zum Manage-
ment von Cybersicherheitsrisiken. In 
der Richtlinie wird ein mehrstufiger 
Ansatz für die Meldung erheblicher 
Vorfälle festgelegt. Sie verlangt von 
den Einrichtungen, die in den Anwen-
dungsbereich der Richtlinie fallen, 
mindestens drei und bis zu fünf 

Allein in Deutschland fehlen der-
zeit 104.000 Cybersecurity-Ex-
perten. Angesichts dieses massi-
ven Fachkräftemangels ist es von 
entscheidender Bedeutung, dass 
sich die verfügbaren IT-Sicher-
heitsexperten auf Prävention 
und Schadensbegrenzung anstatt 
auf die Berichterstattung kon-
zentrieren können. 

Entlastung der Unterneh-
men von mehreren Störmel-
dungen und Vereinheitli-
chung des Meldeprozesses 
im Sinne des „Once-Only“-
Prinzips. 
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Meldungen pro schwerwiegender Stö-
rung abzugeben:  

̶ Frühwarnung: Innerhalb von 24 
Stunden nach Bekanntwerden eines 
schwerwiegenden Vorfalls unterrich-
ten die wesentlichen und wichtigen 
Einrichtungen das Computer 
Security Incident Response Team 
(CSIRT) über den schwerwiegenden 
Vorfall.  

̶ Meldung des Vorfalls: Die betroffene 
wesentliche oder bedeutende Ein-
richtung muss unverzüglich, auf je-
den Fall aber innerhalb von 72 Stun-
den nach Bekanntwerden des be-
deutenden Vorfalls eine Meldung 
über den Vorfall einreichen, um ins-
besondere die im Rahmen der Früh-
warnung übermittelten Informatio-
nen zu aktualisieren und eine erste 
Bewertung des bedeutenden Vor-
falls einschließlich seines Schwere-
grads und seiner Auswirkungen so-
wie gegebenenfalls Indikatoren für 
eine Kompromittierung anzugeben.  

̶ Zwischenbericht: Auf Ersuchen des 
CSIRT muss die wesentliche oder be-
deutende Einrichtung einen 

 
Zu diesem Zweck würden zwei 
Berichte pro Cybersicherheits-
vorfall ausreichen. Verwunder-
lich ist zudem, dass Unterneh-
men verpflichtet sind, Cybersi-
cherheitsvorfälle zu melden, lo-
kalen und regionalen Behörden, 
die ebenso mit sensiblen Unter-
nehmens- und personenbezoge-
nen Daten arbeiten, aber nicht 
den gleichen Meldepflichten 
nachkommen müssen.  
 
Zudem sollte ein vollständig digi-
taler Meldemechanismus einge-
führt werden. Ein solcher Me-
chanismus sollte dem „Once-
Only"-Prinzip folgen, was bedeu-
tet, dass ein Cybersicherheitsvor-
fall nur einmal zentral zu melden 
ist und alle betreffenden Behör-
den auf die gemeldeten Informa-
tionen zugreifen können. 
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Zwischenbericht vorlegen, der rele-
vante Statusaktualisierungen ent-
hält. 

̶ Fortschrittsbericht: Falls sich eine 
wichtige Einrichtung einen Monat 
nach einem gemeldeten Vorfall mit 
der Meldung befasst ist, muss sie 
dem CSIRT einen Fortschrittsbericht 
vorlegen. 

̶ Abschlussbericht: Sollte spätestens 
einen Monat nach der Meldung des 
Vorfalls oder einen Monat nach Ab-
schluss der Bearbeitung des Vorfalls 
vorgelegt werden. 

Richtlinie über Measuring 
Instruments (MID) - Emissi-
onsarme Mobilität 

(EU) 2014/32  Die MID erzeugt Hemmnisse für den 
schnelleren Aufbau von Lademöglich-
keiten für batterieelektrische Fahr-
zeuge auf dem deutschen Markt. 
Grund dafür ist die minimale Harmoni-
sierung im Eichrecht bzw. die Anwen-
dung der MID.  
 
Im Detail sind Ladesäulenbetreiben-
den die Regelungen zur Umsetzung 
des Mess- und Eichrechts in techni-
schen Vorgaben noch unklar, da sich 
die Anforderungen ständig verändern. 

Best Practice in der EU identifi-
zieren und diese dann einheitlich 
anwenden (Expert Group/ Studie 
etc.). Auch die Option von Be-
standsschutzregelungen bei Än-
derungen von Gesetzen sollte in 
Erwägung gezogen werden. 

Einheitliche, verlässliche An-
forderungen an die Eichung 
von Ladesäulen für alle EU-
Länder erleichtern Aufbau 
von Ladesäulennetz. 
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Zudem wenden sich Nutzer*innen 
durch den langsamen Aufbau von Inf-
rastruktur von der E-Mobilität ab.  

Anforderungen Wasser-
stoff 

Richtlinie (EU) 
2018/2001 (RED ii) 

Die Anforderungen an grünen Wasser-
stoff im Sinne der RED II sind zu kom-
plex. Auf nationaler Ebene soll die Um-
setzung in diesem Jahr erfolgen. Frag-
lich ist dabei, wie die Auditierung von 
grünem Wasserstoff und die prakti-
sche Umsetzung erfolgen werden. Die 
Umsetzung wird für Wirtschaftsteil-
nehmer und Behörden in jedem Fall 
eine zusätzliche bürokratische Belas-
tung darstellen. 

Empfohlen ist, die Umsetzung 
und Auditierung – besonders im 
Hinblick auf einen raschen Was-
serstoffhochlauf – möglichst ein-
fach zu gestalten. Empfehlens-
wert wäre die Anknüpfung an 
ein bereits bestehendes System 
(Registerplattformen, Emissions-
berichte o. ä.). 

Es kommt zu einer einfache-
ren Auditierung und einem 
erleichterten Ausbau der 
Wasserstoffproduktion, 
wodurch die Klimaneutrali-
tät gefördert wird. 

Renewable Energy Di-
rective (RED III) 

(EU) 2018/2001 Dele-
gierter Rechtsakt zu 
Strombezugskriterien 
für die Erzeugung von 
erneuerbarem Wasser-
stoff Art. 8 und Art. 27 
(3) sowie Beihilferecht-
liche Genehmigungen 
der IPCEI-Projekte 

Der Hochlauf einer breit angelegten 
Wasserstoffwirtschaft wird deutlich er-
schwert und großskalige Pilotprojekte 
können nicht realisiert werden, da die 
Nachweisführung und die Berichts-
pflichten zu umfangreich bzw. komplex 
sind bzw. die Wirtschaftlichkeit schwä-
chen. 

Flexibilisierung der Kriterien, ins-
besondere in den Bereichen „Zu-
sätzlichkeit“ sowie „geografi-
sche-“ und „zeitliche Korrela-
tion“. Von einer weiteren Ver-
schärfung der Kriterien ist abzu-
sehen.  

Weniger administrativer Auf-
wand für Unternehmen im 
Betrieb von Elektrolyseuren, 
um nachzuweisen, dass 
diese grünen Wasserstoff er-
zeugen.  

Bewertung der Wirtschaft-
lichkeit von „E2-Maßnah-
men“ nach DIN 17463 (Um-
fang der staatlichen Beihil-
fen im Energiesektor) 

CEEAG (C)/2022/481 
und ETS-Richtlinie (EG) 
2003/87 
 

Der Rechtsakt definiert zusätzliche An-
forderungen, die über die eigentlichen 
Vorgaben der ISO 50001 (Energiema-
nagement) hinausgehen und die We-
sentlichkeitsgrenze außer Acht lassen. 

Bei der Umsetzung der EU-Vor-
gaben in die nationale Gesetzge-
bung sollten keine zusätzlichen 
Belastungen über das EU-Recht 

Durch die Maßnahme 
kommt es zu weniger büro-
kratischem Aufwand, der 
Ressourcen bindet, die für 
die Transformation oder 



 
 

Seite 40 von 49 
 

Unternehmen von EU-Bürokratie entlasten und  
europäische Wettbewerbsfähigkeit stärken 

Bürokratische Norm Konkrete EU-Regelung Welche bürokratischen Belastungen 
entstehen durch die genannte Norm? 

Wie kann der Zweck der gesetzl. 
Regelung einfacher oder unbü-
rokratischer erreicht werden?  

Entlastungen 

Bei der Implementierung einer stan-
dardisierten Bewertung von „E2-Maß-
nahmen“ gemäß DIN 17463 entsteht 
ein spürbarer bürokratischer Mehrauf-
wand. Dieser Mehraufwand entsteht 
zusätzlich zur unternehmensinternen 
Business Case Betrachtung. 
 
Die hohen rechtlichen Anforderungen 
an Nachweispflichten führen zu weite-
ren Auditbelastungen. 
 
Hinzu kommen uneinheitliche Vorga-
ben bei der Definition von Wirtschaft-
lichkeit (aktuell gibt es mehr als fünf 
verschiedene Schwellenwerte und De-
finitionen in verschiedenen Regelun-
gen zu staatlichen Beihilfen wie SPK, 
BECV, EnFG BesAR, Spitzenausgleich). 

hinaus geschaffen werden 
(„gold-plating“). 
 
Statt auf zusätzliche regulatori-
sche Vorschriften zu setzen, soll-
ten höhere Förderquoten für E2-
Maßnahmen oder Incentives für 
Emissionsreduktionen vorgese-
hen werden. 
 
Unternehmensziele wie z. B. Kli-
maneutralitätsziele im Rahmen 
der Transformation sollten als 
„ökologische Leistung“ anre-
chenbar sein. 

andere operative Aufgaben 
eingesetzt werden können. 
Ebenso entsteht eine Ver-
besserung der Profitabilität 
und der Wettbewerbsfähig-
keit. 
 
Eine Förderung von E2-Maß-
nahmen oder GHG-Emissi-
onsreduktionsmaßnahmen 
macht Projekte attraktiver 
und führt dadurch zu einem 
höheren Einsatz von Erneu-
erbaren Energien. 

ETS-Richtlinie (EC) 2003/87 Es gibt im Emissionshandel zahlreiche 
Berichts-, Dokumentations- und Ge-
nehmigungspflichten wie Monitoring-
konzept, Methodik, jährlicher Aktivi-
tätsbericht, 4-Jahres-Verbesserungs-
bericht, die Zertifizierung nachhaltiger 
Biomasse, die viel Bürokratie bedeutet 
und teils aus betrieblicher Sicht wenig 
bis keinen Nutzen bringt. 

Vereinfachung der Verfahren, zu-
mindest sollten Kontobestätigun-
gen und Verbesserungsberichte 
abgeschafft werden. 

Erleichterungen der Unter-
nehmen von Bürokratie 
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Net Zero Industry Act 
(NZIA) 

Verordnung (EU) 
2024/1735 

Der NZIA sieht Nachhaltigkeitskriterien 
für die öffentliche Beschaffung vor 
 

Die Komplexität der Vergabever-
fahren sollte reduziert statt wei-
ter erhöht werden. Auf diese 
Weise würde auch KMU die Par-
tizipation an entsprechenden 
Aufträgen besser ermöglicht. 

Eine Vereinfachung des 
Vergaberechts, bzw. ein Maß 
an Praktikabilität ermögli-
chen und dabei sowohl für 
KMU erfüllbar als auch vom 
Auftraggeber kontrollierbar 
sein. 

Kreislaufwirtschaft – Defi-
nition Abfallende  

Mehrere Richtlinien Einzelne IHKs berichten über Hürden 
ihrer Unternehmen bezüglich der Ver-
einbarkeit der Kreislaufwirtschaft mit 
der Umsetzung von EU-Recht.  
 
Bei der Wiederverwertung von Altme-
tall werten manche Behörden diese 
Materialien als „Abfall“. Genehmi-
gungsrechtlich dürfen Unternehmen 
max. 100 Tonnen solcher „Abfälle“ la-
gern, jedoch eine beliebige Menge an 
Primär- und Sekundärmetallen. Einen 
Unterschied bezüglich der Umweltge-
fahrenpotenziale zwischen Rohmateri-
alien und Schrott/Kathoden gibt es 
nicht. Die Beantragung erweiterter La-
germengen wäre aufwendig und 
würde u. a. die Erstellung eines Um-
weltzustandsberichtes erfordern. 
 
Gleiches trifft auch der Definition des 
Abfallendes bei Bauabfällen zu.  

Laut diesen Unternehmen sollte 
daher der Verlust der Abfallei-
genschaft leichter erreichbar 
sein, indem z. B. in unserem Fall 
die Anzeige des Einsatzes der 
Metallschrotte als Vormaterial in 
der Produktion neuer Produkte 
bei der Genehmigungsbehörde 
ausreicht. Es sollte geprüft wer-
den, ob Klarstellungen an den 
entsprechenden EU-Rechtsakten 
erforderlich werden.  

Einheitlichere Umsetzung 
des EU-Rechtsakts durch 
reine Anzeigepflicht bei 
gleichzeitiger Unterstützung 
der Kreislaufwirtschaft. 
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Beispiel eines Unternehmens: 
Um die Klimaneutralität in „Scope 3“ 
in Bezug auf die eingesetzten Rohme-
talle Kupfer, Nickel, Zink und Alumi-
nium zu erreichen, setzen Unterneh-
men als klimaneutral geltenden Kup-
ferschrott anstatt von Kupferkathoden 
(Primär- und Sekundärmaterialen wei-
sen einen erheblichen CO2-Fußabdruck 
auf) ein. Diese Schrotte werden von 
Metallhändlern als ungefährlicher Ab-
fall eingekauft (mit entsprechender 
Abfallschlüsselnummer). Im Sinne der 
Verordnung über das „Abfallende“ von 
Kupferschrott (VO EG 715-2013-Kup-
ferschrott) soll hierfür ein Manage-
mentsystem aufgebaut werden. 
 
Außerdem kann Kunden angeboten 
werden, sämtliche jemals gelieferten 
Produkte zurückzunehmen und in den 
Stoffkreislauf wieder einzuführen. Aus 
Altrohren werden ohne Qualitätsein-
bußen neue Rohre hergestellt. Verein-
zelt wird diese Regelung des Abfall-
kreislaufwirtschaftsgesetzes nicht zur 
Kenntnis genommen und es bleibt bei 
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der Einstufung der zurückgenomme-
nen Rohre als Abfall.  
 
Stellen Kunden ihre Produktions-
schrotte (Kupferlegierungen) als Roh-
material für die Produktion neuer 
Halbzeuge wieder zur Verfügung, wird 
in Einzelfällen eine bestehende Aner-
kennung als Kreislaufmaterial im Ge-
nehmigungsbescheid der Gießerei 
(BImschG Anlage) „zurückgenommen“. 
Dies führt zu einer Einstufung als Ab-
fall. 

Ökodesignverordnung (EU) 2023/826 Sehr kleinteilige Vorgaben zu Pro-
dukteigenschaften und Arbeit mit de-
legierten Rechtsakten zu einzelnen 
Produktkategorien. Außerdem Veran-
kerung des Digitalen Produktpasses 

Entscheidend ist die frühzeitige 
Einbindung von Unternehmen in 
die Entwicklung von delegierten 
Rechtsakten. Für eine erfolgrei-
che Einführung speziell des DPPs 
ist eine flächendeckende digitale 
Infrastruktur, einheitliche euro-
päische Regeln & Normen und 
besondere Unterstützung von 
KMUs nötig. 

Sicherstellen, dass Konsulta-
tionen Unternehmen errei-
chen, ausreichende Über-
gangszeiten zur Anpassung, 
konkrete Unterstützung für 
KMU bei der Einführung des 
DPPs 
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Richtlinie über gemein-
same Vorschriften zur För-
derung der Reparatur von 
Waren (Right to repair) 
 
 

(EU) 2024/1799 Einführung eines neuen Europäischen 
Formulars für Reparaturinformationen 
mit Informationen, die bereits gemäß 
der Verbraucherrechterichtlinie erteilt 
werden müssen (u.a. Identität und 
Kontaktdaten des Unternehmers, ver-
bindliche Angaben zur Reparatur-
dienstleistung, Angaben zum Preis).  

Die Einführung zusätzlicher For-
mulare und Informationspflich-
ten ist zu vermeiden und statt-
dessen das europäische Verbrau-
cherrecht praktikabler zu gestal-
ten und mehr Flexibilität bei den 
Informationspflichten ist zu 
schaffen. 

Entlastung der Betriebe 
durch Nutzung bestehender 
Informationswege. 

Verordnung über die Nach-
weispflicht De-minimis-Bei-
hilfen 

(EU) 1407/2013 Die Nachweispflicht der De-minimis-
Beihilfen sind intransparent organi-
siert: Bei der Gewährung von De-mini-
mis-Beihilfen ist die gewährende Stelle 
verpflichtet, dem Unternehmen zu be-
scheinigen, dass es eine De-minimis-
Beihilfe erhalten hat. Die De-minimis-
Bescheinigung dient als Nachweis für 
die gewährten De-minimis-Beihilfen 
und als Grundlage für die Beantragung 
weiterer De-minimis-Beihilfen.  
 
Bescheinigungen sind 10 Jahre aufzu-
bewahren. Bei der Beantragung einer 
weiteren De-minimis-Beihilfe ist das 
antragstellende Unternehmen ver-
pflichtet, eine vollständige Übersicht 
über die im laufenden und den zwei 
vorangegangenen Kalenderjahren er-
haltenen De-minimis-Beihilfen vorzu-
legen (sog. De-minimis-Erklärung). Es 

Datenaustausch zwischen den 
Ämtern ermöglichen. 
 
Die Errichtung des Transparenz-
registers kann zu Entlastungen 
führen. Die Übergangsphase 
muss für die Unternehmen mög-
lichst praktikabel, transparent 
und aufwandsarm gestaltet wer-
den.  

Entlastungen im Sinne des 
„Once-Only“-Prinzips. 
 
HINWEIS: Die EU-Kommis-
sion erbittet von der Wirt-
schaft Hinweise, welche Kos-
ten- und/oder Zeitersparnis 
mit der Einführung eines 
zentralen Registers für die 
Unternehmen einhergehen 
könnte.  
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gibt keine zentrale Stelle, bei der man 
die aktuell in Anspruch genommenen 
Fördergelder einsehen kann. 
Dies soll sich ab dem 01.01.2026 än-
dern: Die Mitgliedstaaten werden 
dann verpflichtet, alle gewährten De-
minimis-Beihilfen in einem zentralen 
Register auf nationaler oder Unions-
ebene zu erfassen. Das soll der EU-
Kommission mehr Kontrolle ermögli-
chen und den Aufwand für die Unter-
nehmen reduzieren. Jedoch: Bis zum 
01.01.2029 müssen weiterhin De-mini-
mis-Erklärungen eingefordert und De-
minimis-Bescheinigungen ausgestellt 
werden, weil erst dann die nötigen 
drei Nachweisjahre im Register erfasst 
sind.  

Verbot von Produkten aus 
Zwangsarbeit 

COM (2022) 453 
Noch nicht im Amts-
blatt veröffentlicht; 
pro forma Abstim-
mung im neuen Parla-
ment erwartet 

Die Verordnung adressiert zwar in ers-
ter Linie mitgliedsstaatliche Behörden, 
Unternehmen sind jedoch mittelbar 
durch Informationspflichten und ggf. 
durch drohende Strafen und wirt-
schaftliche Verluste erheblich be-trof-
fen (Import- und Exportverbot (Art. 3), 
Marktentnahme vom gesamten Bin-
nenmarkt und seiner potenziellen Ver-
teilungsbreite, Verwertung/Zerstören 

Kompatibilität mit anderen Nach-
haltigkeitsregularien erforderlich:  
Unternehmen müssen sich an 
eine Vielzahl von Sorgfalts- und 
Dokumentationspflichten halten. 
Es muss eine Harmonisierung die-
ser Pflichten stattfinden, um un-
nötigen Mehraufwand zu vermei-
den und den Unternehmen die 
Implementierung von Compli-
ance-Maßnahmen zu erleichtern. 

Mit Umsetzung der Vor-
schläge verbessert sich die 
praktische Umsetzbarkeit 
der Richtlinie. 
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der betroffenen Produkte .  
Die Verordnung ist vor dem Hinter-
grund der Vielzahl von Sorgfalts- und 
Dokumentationspflichten im Bereich 
Due Diligence zu bewerten, mit denen 
die Unternehmen in den letzten Jah-
ren auf nationaler und EU-Ebene be-
legt wurden und perspektivisch noch 
werden.     

Insbesondere sollten technische 
Lösungen einheitliche und in-
teroperable Systeme für alle rele-
vanten Berichtspflichten abde-
cken. 
Die Mitgliedsstaaten müssen die 
Verordnung harmonisiert umset-
zen. Sowohl Voruntersuchung, 
Untersuchung mit der Anwen-
dung des risikobasierten Ansat-
zes, als auch zu verhängende, Ver 
Sanktionen müssen EU-weit ein-
heitlich umgesetzt werden. Nur 
so kann ein Level Playing Field, 
das Rechtssicherheit für Unter-
nehmen bietet, erreicht werden. 

Renaturierungsgesetz COM (2022) 304 
Gesetzestext noch 
nicht im Amtsblatt ver-
öffentlicht  

Könnte Planungsverfahren verlangsa-
men, Verschlechterungsverbot könnte 
Flächen und damit wirtschaftliche Ent-
wicklung blockieren, Überlastung der 
Behörden durch erhöhten Verwal-
tungsaufwand 

Längere Übergangszeiten, Aus-
nahmeregelungen  

 

Projects of common Euro-
pean Interest (IPCEI) 

Mitteilung 2014/C 
188/02 

Die Beantragung ist sehr aufwendig 
und die Bearbeitung dauert sehr 
lange. Im Rahmen verschiedener Be-
werbungen auf ein IPCEI wurden die-
selben Informationen durch unter-
schiedliche Formulare abgefragt. Neue 
gesetzliche Regelungen für IPCEI 

Um auch KMU die Beteiligung zu 
erleichtern, sollten die Anforde-
rungen von Beginn der Bewer-
bung klar sein. 
 

Es sollten dieselben Formu-
lare bei unterschiedlichen 
IPCEIs genutzt werden, um 
den Aufwand gering zu hal-
ten. 
 
Unternehmen sollten sich auf 
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sollten die bereits stattfindenden Aus-
wahlverfahren nicht ändern, denn sie 
erhöhen den Aufwand sich mit neuen 
Anforderungen auseinander zu setzen. 

die Anforderungen verlassen 
können oder alternativ unter 
den Anforderungen, die zu 
Beginn des Prozesses ihres 
IPCEIs galten, teilnehmen 
dürfen. 
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lung 

Welche bürokratischen Belastungen ent-
stehen durch die genannte Norm? 

Wie kann der Zweck der gesetzl. Rege-
lung einfacher oder unbürokratischer er-
reicht werden?  

Entlastungen 

Substantiierung und  
behördliche Vorab-
genehmigung von  
umweltbezogenen  
Angaben in Wer-
bung 
(GreenClaims-RL) 

Vorschlag für eine 

Richtlinie  

(COM) 2023/166 

Unternehmen werden verpflichtet, umwelt-
bezogene Werbeaussagen durch wissen-
schaftliche Nachweise zu belegen und diese 
Werbeaussage dann zusätzlich vorab durch 
eine Behörde genehmigen zu lassen.  

Ein solcher Erlaubnisvorbehalt für umwelt-
bezogene Unternehmenskommunikation ist 
ein Instrument, das dem deutschen und eu-
ropäischen Wettbewerbsrecht bislang 
fremd ist und einen unverhältnismäßigen 
Eingriff in die geschützten Rechtspositionen 
der betroffenen Unternehmen darstellen 
würde.  

Darüber hinaus würden diese Regelungen 
zu hohen Kosten und einem erheblichen fi-
nanziellen, bürokratischen und zeitlichen 
Aufwand führen. Dies hemmt insbesondere 
Marketingaktivitäten von Unternehmen. 
Die zusätzlichen Kosten werden Unterneh-
men aller Größenordnungen treffen, insbe-
sondere aber kleine und mittlere Unterneh-
men. Die Ausnahme für Microunternehmen 
ist nicht ausreichend, zumal sogar diese Un-
ternehmensklasse nach der Allgemeinen 

Insbesondere kleine und mittlere Unter-
nehmen (KMU) werden künftig faktisch 
nicht mehr mit Green Claims werben kön-
nen, weil sie sich die wissenschaftlichen 
Nachweise auf Lebenszyklus-Dauer und-
Zertifizierung jeder einzelnen umweltbe-
zogenen Werbeaussage nicht leisten kön-
nen. Auch die vielen unklaren Formulie-
rungen in der RL führen zu Rechtsunsi-
cherheit. Zudem können nationale Ge-
richte trotz Einhaltung aller Anforderun-
gen der Green Claims-RL dennoch urtei-
len, dass sie eine Umweltaussage für irre-
führend halten, weil es keine Bindungswir-
kung gibt.  

Schon jetzt sind irreführende Werbung 
und Werbung mit Selbstverständlichkeiten 
durch die Richtlinie über unfaire Ge-
schäftspraktiken sowie die gerade erst ver-
abschiedete und noch nicht in nationales 
Recht umgesetzte Empowering Consum-
ers RL verboten, weshalb die Green 
Claims-RL überflüssig und inkohärent er-
scheint. Ein Impact Assessment für die 
Green Claims-RL gab es nicht. Insgesamt 

Ein Verzicht auf ein 
Vorab-Genehmigungs-
verfahren würde den 
Aufbau von erheblicher 
zusätzlicher finanzieller, 
bürokratischer und zeit-
licher Belastung von Un-
ternehmen verhindern. 
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Ausrichtung des Rates in den Anwendungs-
bereich der RL einbezogen werden soll. 

erscheinen die Regelungen der neuen RL 
jedenfalls zu weitreichend. 

Die verpflichtende Vorabkontrolle sollte 
ganz entfallen, aber zumindest so gestaltet 
werden, dass der bürokratische Aufwand 
und die Kosten für Unternehmen und ins-
besondere KMU möglichst geringgehalten 
werden.  

Darüber hinaus wären angemessene und 
ausreichende Übergangsregelungen für 
umweltbezogene Werbeaussagen auf Pro-
duktverpackungen, die sich zum Zeitpunkt 
des Inkrafttretens der neuen Anforderun-
gen bereits auf dem Markt befinden, drin-
gend erforderlich. Schließlich wären die 
Einrichtung einer maximalen Dauer von 
Prüfverfahren und Regelungen zur Streit-
beilegung zwischen dem werbenden Un-
ternehmen und der prüfenden Institution 
notwendig. 

Wiederholungsnachweise und -zertifizie-
rungen erscheinen überflüssig und erzeu-
gen nur hohe Kosten ohne zusätzlichen 
Nutzen. 

Basel III Capital Require-
ments Regulation 
(CRR)/Capital 

Der KOM-Entwurf sieht verschiedene Rege-
lungen vor, die für KMU nachteilig sind. Ne-
ben der Frage nach externen Ratings sind 

Durch die Einfügung eines Art. 495e soll-
ten die ohnehin bestehenden Unter-
schiede zwischen den 

Proportionale Belastung 
der kleineren Kreditin-
stitute mit regionalem, 
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Requirements Di-
rective (CRD) 

dies zum Beispiel die übergangsweise redu-
zierten Risikogewichte für Institute mit in-
ternen Modellen (IRBA), sofern bei Krediten 
an Unternehmen die ermittelte Ausfall-
wahrscheinlichkeit (PD) nicht höher als 0,5 
Prozent ist.  
 
Aus Wettbewerbsgründen muss die Redu-
zierung auch auf Institute übertragen wer-
den, die den Kreditrisikostandardansatz 
(KSA) verwenden; valide Ausfallwahrschein-
lichkeiten stehen auch hier aus dem inter-
nen Risikomanagement zur Verfügung.  

Kapitalanforderungen von IRBA- gegen-
über KSA-Instituten in der Übergangs-
phase verringert werden, um für beide In-
stitute ähnliche Ausgangsbedingungen zu 
schaffen. 
 
Ergänzend sind Übergangsregelungen zur 
Risikogewichtung für Unternehmenskre-
dite für IRBA- und KSA-Institute einzufüh-
ren. 
 

risikoarmem Geschäfts-
modell 

EU-Pauschalreiser-
ichtlinie  

Vorschlag für eine 
Richtlinie des Euro-
päischen Parla-
ments und des Ra-
tes zur Änderung 
der Richtlinie (EU) 
2015/2302 (EU-
Pauschalreisericht-
linie) 

Ausdehnung des Rücktrittsrechts & Extra-
Bürokratie durch komplexere Nachweisver-
fahren um höhere Anzahlungen (>25%) gel-
tend zu machen, 3-Stunden Regelung  

Keine Deckelung der Anzahlungen, keine 
weitere Ausdehnung des Rücktrittsrechs; 
mindestens die aktuell geltenden gesetzli-
chen Vorschriften nicht weiter zu verschär-
fen. 
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